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Ausgabe morgens 9 Uhr. 5. Jahrgang

Der Weg des neuen Kabinetts.
Das Regierungsprogramm vor dem Reichstage.

109. Sitzung, Mittwoch, den 1. Juni 1921, 4 Uhr.

Am Regierungstiſch: Dr. Wirth, Bauer, Dr. Roſen,
Schiffer, Gradnauer, Geßler, Hermes, Gröner, Brauns, Rathenau.

Präſident Löbe eröffnet bei ſtark beſetztem Hauſe und gut
beſuchten Tribünen die Sitzung und erteilt zu dem einzigen Gegen-
ſtand der Tagesordnung

Entgegennahme einer Erklärung der Reichsregierung
das Wort dem Reichskanzler Dr. Wirt h: Man erwartet vonder neuen Regierung ein Progtatum. ch will dieſes Programm

in folgende drei rte zuſammenfaſſen: Verſtändigung,
Wiederaufbau und Verſöhnung! (Lärm und Zurufe
d. Kom.: Und die Amneſtie?) Jn dieſer Formel ſoll begründet
ſein, daß wir alle unſere Kraft daran ſetzen wollen, das Staats-
ſchiff in ein ruhiges Fahrwaſſer friedlicher Entwicklung zu lenken.
Durch Werke des Friedens und Aufbaues nach außen und innen
wollen wir zeigen, daß es uns Ernſt iſt mit dem einer
neuen Zeit, daß wir unſeren bis zum Aeußerſten
nachkommen und durch Arbeit und Leiſtungen die Freiheit des
Vaterlandes wieder gewinnen wollen. Die Annahme des Ulti-
matums hat unſere Politik in eine beſtimmte Bahn gelenkt. Die
Abſicht der Reichsregierung iſt eindeutig und klar; ſie will die
übernommenen Verpflichtungen gewiſſenhaft und loyal erfüllen.
Hierin erblickt die Reichsregierung die einzige für Deutſchland
mögliche Politik: nicht akademiſche Erörterungen, ſondern allein
die praktiſche r des Leiſtungsprinzips wird für Deutſch
land und ſeine ſchwere Lage in der Welt Verſtändnis erwecken.
Das Ultimatum ſtellt uns kurze Friſten. Die abgelaufenen
haben wir eingehalten. Auf finanziellem Gebiet iſt die Zahlung
einer Milliarde Goldmark rechtzeitig erfolgt. Es ſind alle Vor-
kehrungen getroffen, um die Einlöſung der Schatzwechſel bis31. Auguſt ſicher ſtellen Am 31. Mai ſind weitere 50 Millionen
Goldmark. in Deviſen angeboten worden. (Erneutker Lärm b. d.Kom.: Und die Anneſie Durch die Annahme des Ultimatums
haben wir uns den Entwaffnungsbeſtimmungen der Pariſer Note
vom 29. Januar auf dem Gebiete des Militär-, Marine und
Flugweſens gefügt. Die Note, die uns zur Ausführung des
Ultimatums von General Nollet, dem Leiter der Jnteralli-
ierten Militärkommiſſion überreicht worden iſt, wird in der üb-
lichen Weiſe dem Ausſchuß für Auswärtige Angelegenheiten zu-
geleitet werden. Die bisher abgelaufenen Friſten ſind dieſemGebiet innegehalten. (Abg. Sehnann (Kom.): Schwindel!) Die

Reichsregierung iſt einmütiger Anſicht, daß uns in der Frage der
Entwaffnung keine Vorwürfe gemacht werden können, geſchweige,
daß ſie Anlaß zu Sanktionen geben darf. Was an uns iſt, wer
den wir tun um unſere Verſprechungen einzulöſen. (Zuruf Adolf
Hoffmann: Erſt können vor Lachen!) Für dieſen Zuruf haben Sie
Amneſtie. Beifall. Zurufe der Kom.: Was ſagt Kahr?)

Die Durchführung der Entwaffnungsbedingungen

iſt veranlaßt worden. Die von der Militärkontrollkommiſſion
feſtgeſetzten Höchſtbeſtände für den Bedarf und die Ausrüſtung
unſeres Hunderttauſendmannheeres ſind von uns anerkannt wor-
den, Befehle zur Ablieferung des überflüſſigen Materials erteilt
und die e iſt im Gange. Der Abbau der Landfeſtun
gen, einſchließ 3 Lötzen und Boyen, wird unverzüglich durchge
führt; das Gleiche gilt für die r Die für dieHerſtellung des Gerätes des Hunderttauſendmannheeres nicht zu
gelaſſenen Fabriken werden geſchloſſen. Die Forderungen betr.
Marine und Luftfahrt ſind, ſoweit ſie nicht erfüllt ſind, in ſchleu-
niger Durchführung begriffen, ein Verbot der Ausfuhr von Luftſoßrwaterial iſt erlaſſen. Die Deutſche Regierung anerkennt die

Entſcheidung der Kontrollkommiſſion zur Unterſcheidung der zivilen
Luftfahrt von der militäriſchen. Die Ablieferung der überzäh-
ligen Waffen der Polizei iſt J Anordnungen zur
Zurückführung der Geſamtſtärke der Polizei, die nach den Boulog-
ner Seſrhſen 150 000 Mann nicht überſchreiten ſoll, ſind er
laſſen. ur Entwaffnung der Einwohnerwehren
ſind von den Landesregierungen die erforderlichen Anordnungen
getroffen. Die bayeriſche Regierung ſtand nach ihrer früheren
Stellungnahme vor einer außerordentlich ſ wierigen Situation.
Jch habe es für richtig ehalten, durch offizielle Schreibenſeitens der Reichsregierung igte ſchwierige Lage dex bayeriſchen

Regierung noch zu verſchärfen. Aber Sie können mir glauben,
daß ich trotzdem nicht untätig geweſen bin. Die bayeriſche Regie
rung hat inzwiſchen in Erkenntnis der tatſächlichen Lage die be
kannte Erklärung über die Entwaffnung der Einwohnerwehr ab
gegeben. Wenn danach die beteiligten Kreiſe ſich zu Beſchlüſſen
durchgerungen haben, die unabwendbar geworden ſind, ſo verdie-n e und alle beteiligten Perſonen, die dieſe Auffaſſung kund
z. en haben, den Dank. (Großer Lärm b. d. Komm. Rufe:
nerhörtl!) Die bayeriſche Regierung iſt in Bezug auf die Auf-

löſung der Organiſationen der Anſicht, daß mindeſtens nach er
folgter Waffenabgabe die bayeriſchen Einwohnerwehren nicht
mehr unter die Art, 177 und 178 des r fallen,
(Hört! Hört! links.) welche von der Auflöſung gewiſſer näher be
zeichneter militäriſcher Organiſationen ſprechen. Aber die Reichs-
regierung ſtand nicht mehr allein vor dieſen Artikeln des Frie-
densvertrages, ſondern vor dem Altimatum vom 5. Mai d.
J., wonach es nicht möglich iſt, die Einwohnerwehren von
der Liſte der aufzulöſenden Organiſationen auszunehmen. Dieſe
von uns überreichte Liſte muß offen und klar die Einwohnerweh-
ren und die Organiſation Eſcherich enthalten. Die Reichsregierung
hat dieſen Eingriff in das Vereinsrecht nur unter dem Druck der
Alliierten vorgenommen und die Anſicht der beteiligten Landes-
regierungen nebſt Unterlagen den Alliierten mitgeteilt, damit dieſe
eine NRac
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Wirtſchaftsprogramm.

Die von uns S Ablieferung von 26 Prozent der Aus
fuhr und die ſixe Summe von 2 Milliarden jährlichen Annuitäten
nebſt Beſatzungskoſten würde, vorausgeſetzt, wir hätten im Jahre
1921 dieſelbe Ausfuhr wie 1920, eine Leiſtung von insgeſamt über
40 Milliarden Goldmark a Wir haben nicht mehr zu ſtrei-
ten ob die Summe unſerer Leiſtungsfähigkeit angepaßt iſt, ſondern
müſſen zu beweiſen ſuchen, wie groß unſere Leiſtungsfähigkeit iſt.
Denn die Sache der Freiheit iſt ſelbſt mit ſchwerſten finan
ziellen Opfern nicht zu teuer erkauft. rechts u. b. d.
Komm. Zurufe links: Amneſtie!) Wir müſſen zunächſt einen
Grztatrigen und genauen Zahlungsplan aufſſtellen. Dieſer

lan wird einerſeits den Geſamtbetrag der r r feſtzu-
ſetzen haben, andererſeits iſt h wie wir die Mittel auf-
bringen ſollen, um den zu zahlenden Reſtbetrag durch Deviſen zu
decken. Die 26prozentige Ausfuhrabgabe kann dauernd für die
deutſche Ausfuhrinduſtrie nicht in Frage kommen. r
Der Ausfuhrindex iſt brutal. Es ſoll nach einem beſſeren Jndex

orſcht werden, ob er gefunden wird, kann man noch nicht ſagen.
edensfalls müſſen wir Einnahmen ſchaffen, die gleich hoch ſind,

wie die Ausfuhrabgaben. Eine volle Rückvergütung der Ausfuhr-
abgaben wird nicht erfolgen können. Auch an Sachlieferungen
muß Deutſchland die nötige Summe aufbringen, denn wir können
nicht dauernd zu Anleihen greifen. An neuen Steuerquellen
kommt zunächſt die Kohle in Frage. Man muß die beſtehende
Preisdifferenz zwiſchen Jnlands- und Weltmarktspreis aus
nutzen, dabei aber einen Weg finden, der eine Differenzierung
zwiſchen Hausbrandkohle und Jnduſtriekohle geſtattet. Die übri-
gen Steuern müſſen hinreichend ſein, einerſeits die fehlenden Be
träge der Reparation, andererſeits die Ausfälle im Reichsbudget
el An ch Slercn f 4 In ohne gung des Wirtsprozeſſes durchzuführen kommen in Frage: einh der einer Beſteuerung der hohen Divi-
denden gleichkommt, ferner ein ſtarker Ausbau der Börſenſteuer,
um vor allem die Spekulationen an der Börſe zu erfaſſen, drit-tens, und darauf lege ich beſonderen Wert gilt es nicht nur
neue Steuern zu ſchaffen. ſondern die bereits un
Steuern wirklich r r (Lebhafte Zuſtimmung.) Durch
eine vollkommene Ausſchöpfung der erſchloſſenen Beſitzquel
len können noch mehrere Milliarden gefördert werden. Wir ſind
gerade in den letzten zwei Monaten mit den Erträgen der Beſitz
und Einkommenſteuer erheblich vorwärtsgekommen. Der aus ge-
wiſſen Gründen verſtändliche langſame Fortgang der Veranlagung
der Beſitz- und Einkommenſteuer hatte in den Kreiſen, in denen
die Steuer von Lohn und Gehalt erhoben wurde, ſchon lebhafte
Beunruhigung hervorgerufen. (Sehr richtig!) Eine ge-
wiſſe Reſerve liegt vielleicht auch bei der Nachlaßſteuer, ein
Ausbau der Erbanfallſteuer kommt nicht in Frage.

Auch um indirekte Steuern kommen wir nicht herum.

Entwürfe ſind ausgearbeitet für eine Erhöhung der Einnahme aus
dem Branntweinmonopol, aus der Bierſteuer, Beſeitigung der Er
mäßigung bei der Tabakſteuer, höhere Beſteuerung des Zuckers
einſchließlich der Süßſtoffe. Bei der indirikten Beſteuerung wird
das Hauptgewicht darauf zu legen ſein, daß ein guter Steuer-
ertrag unter möglichſt Se Steigerung der Verbrauchspreiſe
garantiert wird. Die Steuern auf Grund und Boden müſſen in
moderne Formen gebracht werden. Die ungeſunde Arbeit der
Notenpreſſe, die ihren Geldwert verſchlechtert, muß möglichſt bald
abgebaut werden. Zu den Kriegs- und Revolutionsgewinnlern
dürfen ſich nicht noch Reparationsgewinnler r
Unſer Wirtſchaftsprogramm geht dahin, unſere Volkswirtſchaft auf
höhere Produktion und nationalwirtſchaftliche Erſparnis
einzurichten. Die Einfuhr von Luxuswaren ſoll durch zollpolitiſche
Maßnahmen beſchränkt werden. Man muß aber auch der
Deutſchen Regierung die Verfügungsgewalt über die Zollgrenze
wiedergeben. (Zuſtimmung.) Es darf kein neues Loch im
Weſten geſchaffen werden. Die Landwirtſchaft muß auf höchſt-
mögliche Produktion eingeſtellt werden. Notwendig iſt

die produktive Veſchäftigung der Erwerbsloſen

und die Förderung des Bau- und Siedelungs-
weſen s. Daß Deutſchland zum Agrarſtagte zurückkehrt, iſt un-
möglich; es muß ſowohl Agrarſtaat wie Jnduſtrieſtaat bleiben.
Sehr richtig.) Jn allen Schichten des Volkes muß jener ſoziale
e iſt einkehren, der unbedingt notwendig iſt, um die Arbeits-

r keit zu vermehren. (Erneuter Lärm der Kom.: Um Am-
neſtie!

Präſident Löbe: Laſſen Sie den Reichskanzler doch ausſpre-
en, vielleicht kommt er noch auf das Thema. (Heiterkeit.) Der
räſident ruft den Abg. Remmele (Kom.) wegen dauernder Stö-

rungsverſuche zur Ordnung.
Oberſchleſien.

Reichskanzler Dr. Wirt h: Jn letzter Zeit war unſer Blick
vor allem nach Oberſchleſien gerichtet, wo unſere Brüder unter dem
Druck Korfantyſcher Scharen Unerträgliches zu erdulden hatten.
Es handelt ſich hier nicht um eine ſpontane Volksbewegung, ſon-
dern um eine künſtlich entfachte, von außen unterſtützte Rebellion.
Das Land iſt aufs äußerſte gefährdet, die Landwirtſchaft liegt dar-
nieder, die Jnduſtrie ſteht vor dem Zuſammenbruch. So ſieht das
Land aus, das im vorigen Jahre im Zuſtand des S
Gedeihens der interalliierten Kommiſſion zu treuen Händen über-
eben worden iſt. (Lebhaftes Hört, hört!) Die Bevölkerung hatich zur Selbſthilfe zuſammengeſchloſſen, um Haus und Hof, Weib

und Kind zu r Mit höchſter Bewunderung haben wir ihre
Selbſtbeherrſchung feſtgeſtellt. (Lebhafter Beifall.) Selbſt

der Polen haben die Unfähigkeit Polens feſtgeſtellt, dieſe
ochentwickelten Gebiete zu verwalten. Deutſchland hat ſich ſogar

bereit erklärt, den Polen die oberſchleſiſchen Erzeugniſſe zu liefern,
die es braucht, ſolange das polniſche Kohlengebiet noch nicht er
ſchloſſen iſt. (Hört, hört!) Geſtützt auf unſer gutes Recht, auf die
Logik der wirtſchaftlichen Tatſachen muß Oberſchleſien bei
Deutſchland bleiben. Wir haben alles vermieden, was
dem Gegner Gelegenheit bietet, unſere gerechte Sache zu verdun-
keln. Die deutſche Grenze nach Oberſchleſien iſt geſperrt die
polniſche Grenze iſt noch offen. (Hört, hört!) Es geht nicht,
daß durch bewaffneten Aufſtand ſogenannte „vollendete Tat-
ſachen“ geſchaffen werden. Die Demokratie hat ihren Ausdruck er
halten durch das Plebiſzit. Die Mächte, deren Verfaſſung demo-
kratiſchen Charakter hat, müſſen dafür ſorgen, daß dieſer Willens-
ausdruck zur Geltung kommt. Oberſchleſien darf nicht ein neuer
Brandherd werden, der Europa aufs neue in Flammen ſetzt.

Deutſchland und Frankreich.
Den Beratungen in den franzöſiſchen Parlamenten ſind wir

mit äußerſter Spannung gefolgt. Wie denkt ſich denn Frankreich
die Löſung der von Briand angeregten Frage: Der demokratiſche
Geiſt muß ſich in Deutſchland entwickeln? Sollen etwa ſolche Er-
ſcheinungen, wie die Sanktionen, die Rheinzollgrenze, das Frater-
niſieren franzöſiſcher Truppen mit polniſchen Aufrührern den demo-
kratiſchen Geiſt in Deutſchland ſtärken können? (Zuſtimmung.)
Jſt nicht dies ewige Drohen mit dem Schwur ſelbſt das Gegen
te i l vom demokratiſchen Geiſt? (Sehr richtig!)

Den Beratungen in den franzöſiſchen Parlamenten ſind wir
mit äußerſter Spannung gefolgt. Wie denkt ſich denn Frankreich
die Löſung der von Briand angeregten Frage: Der demokratiſche
Geiſt muß ſich in Deutſchland entwickeln? Sollen etwa ſolche Er
ſcheinungen, wie die Sanktionen, die Rheinzollgrenze, das Frater
niſieren franzöſiſcher Truppen mit polniſchen Aufrührern den demo
kratiſchen Geiſt in Deutſchland ſtär ken können? (Zuſtimmung.)
Jſt nicht dies ewige Drohen mit dem Schwert ſelbſt das Gegen
te i l vom demokratiſchen Geiſt? (Sehr richtig!) Liegt es denn
wirklich im Jntereſſe der Welt, dem entwaffneten Deutſchland mit
ewigen Drohungen entgegenzutreten, die uns nicht zu ruhiger
Arbeit kommen laſſen? Legt doch endlich die Flinten
weg. (Unruhe b. d. Komm. Rufe: Wie in Bayern.) Das
Schickſal der demokratiſchen Entwicklung liegt in den Händen der
Entente. Der Sieg irgend einer Diktatur, ſei es eines über-
triebenen Militarismus in irgend einem Lande, ſei es eines
phantaſtiſchen Diktators in Oberſchleſien, wird den Todeskeim
für die Demokratie in Europa legen.

Innere Politik.
Durch die Annahme des Ultimatums iſt uns die Freiheit im

Jnnern erhalten worden. Es fragt ſich, wie wir ſie gebrauchen
ſollen. Die Richtſchnur iſt die Reichs verfaſſung, an deren
Durchführung wir ehrlich arbeiten wollen. (Abg. Remmele
[Komm.]: Lügen Sie doch nicht!) Präſ. Löbe: Für dieſen un-
erhörten Zuruf erteile ich Jhnen den zweiten Ordnungsruf!
Beifall b. d. Mehrheit, große Unruhe b. d. Komm. und Zurufe.
Es bleibt doch Schwindel! Eine ſolche Entwicklung iſt nur
möglich, wenn die Regierung jedem Verſuch eines gewaltſamen
Angriffs auf die Verfaſſung, von welcher Seite auch immer, recht-
zeitig entgegentritt, und das wird ſie tun. (Beifall.) Der Aus-
nahmezuſtand in Groß- Hamburg wird im Einvernehmen mit den
Hamburger Behörden ſofort aufgehoben werden, auch im
übrigen ſoll der Ausnahmezuſtand, wo er beſteht, möglichſt ſchnell
abgebaut werden. (Zwiſchenrufe b. d. Komm.: Bayern!) Die
Ernährungslage der deutſchen Bevölkerung hat ſich jetzt etwas
gebeſſert, auch die Beſchaffenheit der Nahrungsmittel hat ſich ge-
hoben. Die Regierung wird die landwirtſchaftliche Produktion
mit allen Mitteln zu heben ſuchen, um möglichſt raſch ein günſtiges
Verhältnis zwiſchen Nachfrage und Angebot herzuſtellen und eine
Preisſenkung zu erreichen. Die Zuſchußwirtſchaft des Reiches muß
aufhören. Die Preiſe für Lebensmittel ſowie Löhne und Ge-
hälter müſſen in richtiges Verhältnis zueinander kommen.
Das deutſche Volk iſt in ſeinem Vertrauen auf Stimmen aus dem
Auslande oft ſchmählich betrogen worden. (Sehr wahr! rechts.)
Trotzdem läßt es die Hoffnung nicht ſinken, daß draußen der Sinn
für Recht und Gerechtigkeit, der in h Volk nie erloſchen iſt,
zu neuem Leben erwacht. Adolf Hoffmann: Der Fuchs predigt
den Gänſen.) Wer iſt denn da die Gans? (GHeiterkeit.) Wir
erwarten, daß die Engländer und ihre Führer uns das geben, was
man „fair chances“ nennt, und daß ſie einem Volke, das ſchon
ſo unmenſchliches geleiſtet hat, ſeinen ſchweren Weg erleichtert.
(Lachen rechts.) Jn der Entwicklung der ganzen Welt werden
die geiſtigen, ethiſchen und wirtſchaftlichen Fragen mindeſtens eine
ebenſo große Rolle ſpielen wie die Machtentfaltung. Zum Schluſſs
rufe ich Sie alle ohne Unterſchied der Partei zur Unterſtützun-
dieſer Beſtrebungen auf. Bei der

Auswahl des Wiederaufbauminiſters Dr. Nathenau
hat ſich die Regierung von jeder parteipolitiſchen Erwägung fern-
gehalten und iſt nur dem Gedanken gefolgt, eine organiſatoriſche
Kraft zu finden, die ſich während des Krieges bereits bewährt
hat. (Unruhe rechts.) Helfen Sie uns, den Beſtand unſeres
Volkes nicht abhängig zu machen von einem kleinen Kreis von
Schiebern und reichen Leuten, ſondern ſtärken ſie ihn, ſo daß wir
die notwendigen finanziellen Leiſtungen vollbringen können. Dieſe
Bitte richte ich auch an diejenigen, die gegen die Annahme des
Ultimatums waren, denn ſie werden uns zuerkennen, daß wir
uns für die Annahme aus der ehrlichen Ueberzeugung für das
Wohl unſeres Volkes entſchieden haben. (Lebhafter Beifall b. d.
Mehrheit. Rufe b. d. Komm.: Amneſtie!)



Nach längerer Geſchäſtoordnungedebatte, wobei gegen die
beiden Rechtsparteien Anträge über die Erwerbösloſenfürſerge und
Anträge über Sondergerichte und Ausnabmetuſtand arf die morgige
Tagesordnung geſetzt werden, vertagt ſich das Haus auf Don-
nerstag 1 Uhr: Jnterprellatienen, Antrag über die Erwerbsloſen-
fürſorge, Beſprechung der Regierungserklärung in Verbindung
mit den unabhängigen und kommuniſtiſchen Anträgen über Son-
dergerichte und Ausnahmezuſtand.

Schluß 6 Uhr.

Die Parteien zur Regierungserklörung.

Rerlin, 2. Juni. (Priv.-Tel.) Die Fraktionen
wHien geſtern ſofort nach der Reichskanzlerrede zuſammen,
vm dazu Stellung zu nehmen. Mit Rückſicht auf die Deutſche
Volkspartei und die Unabhängigen, auf deren Unter-
ſtützung die Minderheitsregierung angewieſen iſt, haben die
Koalitionsparteien auf die Einbringung eines ausdrück-
lichen Vertrauensvotums verzichtet und ſich auf eine
Formel geeinigt, wonach der Reichstag die Erklärungen der
Regierung zur Kenntnis nimmt und ſich damit einver-
ſtanden erklärt, daß die Regierung alles daran ſetze, um die
übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Da die Volks-
partei auf den Standpunkt ſteht, das einmal unterſchriebene
Ultimatum müſſe loyal erfüllt werden, glaubt man, daß ſie
für die obige Formel ſtimmen dürfte, ebenſo die Unab-
hängigen, ſodaß eine Mehrheit geſichert ſcheine.

Die geſtrige Rede des Reichskanzlers Dr. Wirth findet
oie uneingeſchränkte Zuſtimmung der Koalitionspreſſe.

Der „Vorwärts“ bezeichnet als einheitlichen Gedanken
der Rede, daß die Annahme des Ultimatums viel mehr ſein
müſſe als eine bloße Geſte, daß Leiſtungen vollbracht werden
müßten, die jeden Zweifel an Deutſchlands gutem Willen,
einen Verpflichtungen nachzukommen, in der Welt aus-

rotteten. Das Blatt ſtimmt dieſem Grundgedanken zu und
Seine ehrliche Ausführung iſt die Vorausſetzung

aller weiteren Politik. Für lange Zeit hinaus wird keine
deutſche Regierung von ihm abweichen können, ohne das
Land, deſſen Geſchicke ihr anvertraut ſind, ins allerſchwerſte
Unheil zu ſtürzen.

Die „Germania“ ketont, man habe auch durch die Rede
den übeczengenden Eindruck von der n Energie ge-
wonnen, mit der die Regierung des 10. Mai an die Ein-
lösſung ihres Wortes herangehe, und hofft, daß ſich im
deutſchen Volke eine Mehrheit findet, die der Vernunft und
damit dem Vaterlande zu dem Erfolge verhilft, mit dem wir
uns nun einmal auf abſehbare Jeit zufrieden geben müßten.

Das B. T. ſagt: Die Rede des Kanzlers iſt ein Be-
kentnis zur Tat, zur Bereitwilligkeit, in ſyſtematiſch auf-
bauender Arbeit Deutſchlands ſtark zu machen, um Gene-
rationen, hindurch die Wiedergutmachungsſchuld abtragen
zu können.

Ueber die Stellungnahme der beiden Randpar-
teien der Regierungskoalition, der Deutſchen Volkspartei
und der Unabhängigen, auf deren Unterſtützung die Minder-
heitsregierung angewieſen iſt, geben ſowohl die beiden volks-
parteilichei Organe Deutſche Allg. Ztg. und Tägl. Rund-
ſchau als auch die unabhängige Freiheit keinen Auf-
ſchluß. Das letztere Blatt erklärt, daß das Regierungs
programm wohl manches Richtige und Zutreffende enthalte,
daß es jedoch weit hinter dem zurück bleibe, was die Unab-
hängigen als Mindeſtprogramm formuliert haben.
Während die Tägl. Rundſchau ſich mit einem Stimmungs-
bild begnügt, beſchränkt ſich die Deutſche Allg. Ztg. in ihrem
Kommentar auf eine Jnhaltsüberſicht der Rede und betont
nur, de Dr. Wirth keinen Zweifel gelaſſen habe, daß es
ſeiner Regierung darauf ankomme, die eingegangenen Ver
pflichtungen in gewiſſenhafter, loyaler Weiſe bis zum
äußerſten zu erfüllen, um durch Arbeit und Leiſtungen die
Freiheit des Vaterlandes wieder zu gewinnen.

Die deutſchnationale Preſſe lehnt den Teil der Rede,
der ſich auf die Erfüllung des Ultimatums bezieht, ſchroff
ab.

ſagtjagt:

Ein Gewerkſchaftler im Wiederaufbau-
miniſterium.

Wie die Blätter hören, hat der Wiederaufbauminiſter
Dr. Rathenau den ſozialdemokratiſchen Reichstagsabgeord-
neten Silberſchmidt vom Bauarbeiterverband dafür
gewonnen, zur Wahrnehmung der gewerkſchaftlicher Ar
veiterintereen in das Wiederaufbauminiſterium einzutreten.

Die deutſche Kohlennote.

Die Reparationskommiſſion hat, wie die Blätter er-
fahren, den Empfang der deutſchen Note vom 21. Mai be-
treffend das Ausbleiben der oberſchleſiſchen Kohle infolge

„König Kohle
Roman von Upton Sinclair.

(51. Fortſetzung.) (Rachdruck verboten.)
„Und ſteht eine Strafe auf Verweigerung?“
„Das Gefetz arbeitet ſtets mir Strafen junger Mann.“
Ich habe auch gehört, daß dieſes Geſetz ſeit fünfzehn oder

ſechzehn Jahren in den Statuten verzeichnet iſt, daß die
Strafe von fünfundzwanzig bis fünfhundert Dollars beträgt.
Jn dieſem Falle iſt nichts anzuzweifeln, Euer Gnaden, die
Bergleute haben dem Berghauptmann mitgeteilt, daß ſie
meine Dienſte fordern, als ich am Kippraum erſchien, wurde
ich nicht eingelaſſen. Dann wurde ich verhaftet, ins Ge-
fängnis geſetzt und ſchließlich aus der Grube hinausgewor-
fen. Jch habe meine Ausfagen beeidigt und glaube ein Recht
zu haben, einen Haftbefehl gegen die Schuldigen zu fordern.“

„Können Sie für Jhre Ausſagen Zeugen anführen
„Ja, Euer Gnaden. Eines der Komiteemitglieder, John

Edſtrom, iſt jetzt in Pedro: er darf ſeine Hütte im Nord-
Tal, deren Miete er bezahlt hat, nicht betreten. Das zweite
Mitglied, Mike Sikoria, wurde ebenfalls entlaſſen. Außer-
dem wiſſen im Nord-Tal noch viele um die Sache.“

Schweigen trat ein. Richter Denton betrachtete den jungen
Bergmann genau; dann runzelte er gedankenvoll die Stirne
und verlieh ſeiner Stimme einen tiefen, bedeutſamen Ton.
„Jch werde das Ganze ſtudieren. Wie heißen Sie und wo
wohnen Sie?“

„Joe Smith, Euer Gnaden. Jch wohne bei Eduard Mac
Kellar, weiß aber nicht auf wie lange. Die Bravos der Ge-
ſellſchaft beobachten das Haus die ganze Zeit.“

„Das iſt dummes Geſchwätz!“ ſagte ungeduldig der Richter.
„Zufälligerweiſe gehen uns eben jetzt drei davon nach:

einer derſelben iſt Pete Hanum, der mich aus dem Nord-Tal
hinauswerfen half. Wenn Sie ſich umdrehen,
ſie ſehen.“

Doch wandte der wohlhegleibte Richter den Kopf nicht.

können Sie

des Nufſtandes beſtätigt mit dem Bemerken, daß ſie die
Wichtigkeit der Frage würdige und ſich mit deroberſchleſiſchen Plebiſzſtkommiſſion in Verbiandung ſetzen
werde.

Oberſchleſien.

Nach einer Meldung der „V. J.“ hat ſich die Angriffs-
tätigkeit der Polen auf der ganzen Linie wieder verſtärkt.
Bei Roſenberg wurden aktive Hallerſoldaten gefangen ge
nommen. Rach ihren Ausſagen ſind das 15. und 27. pol-
niſche Jnfanterieregiment in die dortige Front eingeglie-
dert. Nach weiteren Ausſagen ſoll ſich auch das 80. Regi-
ment dort befinden. Jn Lublinitz haben neue Truppenaus-
ladungen von über die Grenze gekommenen polniſchen Frei-
willigen ſtattgefunden.

Der engliſche Einmarſch J
Schwierige Lage der DeutſHen.

Oppeln, 2. Juni. Ein engliſches Baitaillon
iſt geſtern in die Stadt Groß-Strehlitz eingerückt, ohne auf
Widerſtand zu ſtoßen. Der geſchäftsführende Ausſchuß der
deutſchen politiſchen Parteien begab ſich geſtern zum General
Lerond, um nochmols die Stellungnahme der deutſchge-
ſinnten Bevölkerung von Oberſchleſien zu der Forderung derinteralliierten Kommiſſion auf Zurückziehung des Selbſt
ſchutzes darzulegen. Jn den Kreiſen Kreuzburg und her
berg hat ſich die Erregung der deutſchen Bevölkerung außer
ordentlich geſteigert, da die polniſchen Aufrührer, obgleich
ſie Verſtörkungen an Menſchen und Material erhalten
haben, ſich in dieſem Gebiet nicht ſicher in und nün-
mehr die deutſchgeſinnte Bevölkerung aufs ſchlimmſte brand-
ſchätzen und mißhandeln. Aus Stadt und Land Roſenberg
ſind zahlreiche Meldungen über Plünderungen von Ge-
ſchäften, Gutshäuſern und Wohnungen eingelaufen. Auch
ſind erneut deutſchgeſinnte Oberſchleſier in dieſem Gebiet
mißhandelt und verſchleppt worden. Jn den übrigen Krei-
ſen iſt die Lage im weſentlichen unverändert. Der Ort
Piſcheret, nördlich von Koſel gelegen, mußte unter dem
Druck der polniſchen Aufrührer von den deutſchen Ver-
teidigern geräumt werden.

Ein Freiwilligenanwerber verhaftet.
Jn J wurde der Juſtizſekretär und Oberleut-

nant a. D. Oppermann von des Kriminalpolizei verhaftet,
weil er verſuchte, Freiwillige für Oberſchleſien anzuwerben.
Es de gegen ihn ein Strafverfahren anhängig gemacht
worden.

ÄÜ e nzur Gteuerfruge.

Es iſt von klar, daß das Programm der Er-
füllung in erſter Linie ein Programm der Steuern und
Finanzen ſein muß. Verächtlich iſt das Treiben der deutſch-
nationalen Preſſe, die jetzt, auf eine ganz unglaublicheDummheit ihrer Leſer ſpekulieren, täglich ſchreibt: Seht ihr,

das kommt vom unterſchreiben. Deutſchland muß zahlen,
nicht weil es unterſchrieben, ſondern weil es den Krieg ver-
loren hat, und wenn die deutſchnationalen Helden ſo tun,
als könnten ſie etwas daran ändern, wird das jeder ver-
nünftige Menſch mit einer Handbewegung abtun.

Nach dem Finanzdiktat der Entente hat Deutſchland zu
ahlen: 1. eine feſte Rate von zwei Milliarden
oldmark; 2. einen wechſelnden Betrag, der beſtimmt wird

durch 26 Hundertteile des Wertes der deutſchen Ausfuhr.
Die letztere Summe wird g enwärtig auf 1,3 Milliarden
geſchätzt, ſo daß eine Geſamtleiſtung von 3,3 Milliarden Gold
mark oder rund 50 Milliarden Papiermark herauskäme.
Das iſt etwas mehr, als das deutſche Volk bisher im ganzen
an Steuern aufgebracht hat, und man müßte, wenn das noch
möglich wäre, alle Steuern glattweg verdoppeln,
um den notwendigen Betrag herauszubekommen. Natür-
lich wird das in ſo einfacher Weiſe nicht gehen, man wird
vielmehr ſehr verſchiedene neue Finanzquellen ſuchen müſſen,
um die Entente zu befriedigen.

Aber ſchon im Voraus tobt die Preſſe der Rechts- und
der Linksradikalen. Herr Helfferich tönt in der Deut-
ſchen Tageszeitung über „Die Reichsregierung als Exkutor
der Entente“. Er wirft der deutſchen Annahmemehrheit vor,
ſie ſei ſchuld daran, wenn an die Stelle der deutſchen ſozialen
Fürſorge die BVajonette und Maſchinengewehre der Entente
treten, wenn der Beſitzende zum Bettler, der freie Arbeiter
zum Sklaven gemacht werde. Als ob nicht, wenn man nach
den Vorſchlägen des Herrn Helfferich verfahren wäre, ſchon
heute in Deutſchland die Bajonette und Ma-ſchinen gewehre der Entente regierten. Die
Männer der wilhelminiſchen Kriegspolitik

haben Deutſchland zu rig und er t r und
es mit Schulden überhäuft. s deutVerbrech'ns, dieſes Geſindel zu lange geduldet zu haben, hat
jetzt nur noch die Wahl, ob es ſich ſelbſt mit äußerſter Auf
opferung freiarbeiten will oder ob der franzöſiſche Perigz
vollzieher mit dem Helm den Reſt erledigen ſoll. ir
halten für die einzige nationale Antwort, daß Deutſchland
ſein ger Gerich svollzieher ſein muß.

Aber die „Rote Fahne“ läßt ſich in wüſter Hetzerei gegen
die Annahmemehrheit von keinem Helfferich oder Huſſeng
übertreffen. Sie verſichert, daß die neuen Steuern zeigten,
welch unerhörtes Verbrechen die Mehrheitsſozialiſten und
Unabhängigen begingen, als ſie der deutſchen Bourgeoiſie
zur Unterſchrift unter den Londoner Räubervertrag ver-
halſen. Jn demſelben Blatt, zwei Seiten ſpäter, unter den
Wirtſchaſtsnachrichten, 5 Berichte aus dem Siegerland, dem
Ruhrrevier, dem beſetzten Gebiet mit der Schlußfolgerung
der „Roten Fahne“: „Arbeitsloſigkeit, Hunger, Krankheit,
Tod das ſind de J der Sanktionen für die Arbeiter
ſchaft!“ Alſo die nitionen bedeuten ſchon jetzt Hunger
und Tod und hätten es bei Ablehnung des Londoner Finanz-
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diktats für die ganze deutſche Arbeiterſchaft bedeutet. Aberſeine Annahme war doch ein run Verbrechen.
Man muß Kommuniſt ſein, um dieſen B begreifen zu
können.

An ſich kann das deutſche Volk, da es über bares Geld
kaum noch verfügt, ſeinen Feinden nur mit der Aus-
fuhr zahlen, d. h. mit dem Ueberſchuß ſeiner Arbeit
über das notwendige Exiſtenzminimum. Dieſer Ueberſchußder deutſchen Arbeit u geſteigert werden, daß er
ſchließlich die erforderliche Milliardenſumme deckt. Für die
nächſten Monate und Jahre iſt das nicht erreichbar.
Darum muß Deutſchland, um zahlen zu können, die in ſeinem
Beſitz befindlichen Gold werte für die Fehwe flüſſig zu
machen ſuchen. Es muß allen Grundbeſiß in Stadt und
Land und alle großen wirtſchaftlichen Unternehmungen mit
einer Zwangshypothek oder Zwangsbeteiligung des Reiches
belaſten und aus deren Verzinſung oder ſchlimmſten Falles
Verkauf die Entente befriedigen. Wer davor S
müßte alsbald die Lebenshaltung der Arbeiterſchaft ſo tief
herabdrücken, dar die ganze Reparationsſumme auf

ebracht wird. Das freilich wäre für die Arbeiterklaſſe ein
offnungsloſes Elend und würde auf die Dauer Deutſchlands
ukunft immer düſterer geſtalten, weil dadurch ſein wert

vollſtes Gut, eben die Arbeitskraft, ruiniert würde.
So iſt dem Kabinett Wirth ſein Weg vorgeſchrieben.

Zweifellos ein wahrer Dorn im Weg. Aber wer nicht den
Mut hätte, ihn zu gehen, würde von der Entente auf ihn
gepeitſcht werden. Das deutſche Volk iſt ſich darüber klar,
ha es ſchwere Laſten wird tragen müſſen. Aber es hält
wenigſtens ſein Gebiet, ſoweit es noch nicht beſetzt iſt, vom

einde frei, es rettet die deutſche Einheit, den deutſchen
taat. Wer die harte Erfüllung weigert, vernichtet aus

Dummheit oder Demagogie die letzte Ausſicht auf eine beſſere
deutſche Zukunft. Wenigſtens die letzte Ausſicht, die man
noch mit den Mitteln der Vernunft erkennen und ermeſſen
kann und die nicht bloße Schwärmerei und Träumerei iſt.
Das Rezept der Kommuniſten und Rechtsparteiler läuft
darauf hinaus, daß Deutſchland in Schönheit ſterben ſoll.
Aber das deutſche Volk will lieber in harter Arbeit leben.
Es wird ein Proletariecvolk in der Welt, aber es wird ſein
Volk ſein. Die angeblichen Patentpatrioten ſind heute die
ärgſten Vaterlandsfeinde geworden.

Die Reglerungskriſe in Deſterrelch.
Wien, 1. Juni. Wie in parlamentariſchen Kreiſen ver-

lautet, ſoll in der heutigen Sitzung des Kabinettsrates über
den Rücktritt des Geſamtkabinetts beraten werden.

Unruhen in Sowjetrußland
Kpoenhagen, 2. Juni. Berlingske Tidende wird aus

Helſingfors telegraphiert: Jn Verbindung mit der Ein-
ſtellung der Brotverteilung haben in Petersburg die
Unruhen ſtark zugenommen. An mehreren
Stellen der Stadt iſt es zu blutigen Zuſammenſtößn ge-
Terrorismus halten die unzufriedenen Arbeiter öffentliche
Verſammlungen ab. in denen die Sowjietregierung ſcharf
angegriffen wird. Der Petersburger Sowjet hat Befehl er-
teilt, daß die Arbeiterführer der gegenrevolutionären Seite
verhaftet werden ſollen. Bisher hat es ſich als unmöglich
erwieſen, den Befehl auszuführen. Wie unſicher ſich die
Sowjetregierung fühlt, geht daraus hervor, daß die Eiſen-
bahnzüge auſ der Strecke zwiſchen Petersburg und Moskau
nicht mehr halten und daß die Züge von Militär mit Ma-
ſchinengewehren begleitet werden. Aus allen Teilen Ruß-
lands wird eine Ausbreitung der gegenrevolutionä-
ren Bewegung im Jnnern des Landes gemeldet.

„Man hat mir geſagt, daß ich durch dieſes Vorgehen
mein Leben aufs Spiel ſetze. Jch glaube berechtigt zu ſein,
um Jhren Schutz zu bitten.“

„Was wollen Sie, daß ich tue?“
„Zuerſt meine Verfolger verhaften laſſen.“
„Solche Verhaftungen gehen mich nichts an; wenden Sie

ſich an einen Poliziſten.“
„Jch fehe keinen Poliziſten, wollen Sie mir mitteilen,

wo ich einen finden kann
Dieſe Hartnäckigkeit begann Seine Gnaden zu ermüden.

„Sie haben zu viel Schundliteratur geleſen, junger Mann, da-
her die überreizten Nerven.“

„Aber die Männer ſind dicht hinter uns, Euer Gnaden;
ſehen Sie ſie bloß an.“

„Jch habe Jhnen ſchon geſagt, daß das nicht meine Sache
iſt, junger Mann.“

„Aber, Euer Gnaden, bevor ich einen Poliziſten finde,
kann ich tot ſein!“

Dieſe Ausſicht ſchien den a reren völlig kalt zu laſſen.
„Und während Sie die Sache ſtudieren, Euer Gnaden,

können die Leute im Schacht tot ſein!“
Keine Antwort.
„Jch habe hier einige beglaubigte Ausſagen,“ bemerkte Hal.

„Wollen Sie ſie haben
„Sie können ſie hergeben, wenn Sie wollen.“
„Sie verlangen ſie nicht?“
„Jch habe ſie noch nicht verlangt.“
„Noch eine Frage, wenn Euer Gnaden geſtatten: können

Sie mir ſagen, ob es in dieſer Stadt einen ehrlichen Advo-
katen gibt, einen, der willens wäre, einen Prozeß gegen die
Allgemeine Beheizungs- Geſellſchaft zu führen

Schweigen langes, langes Schweigen. Richter Denton
von Firma Denton und Vagleman ſtarrte im Gehen vor
ſich hin. Was auch immer in ſeinem Geiſt vorging, ſeine
richterlichen Züge verrieten nichts davon. „Nein, jungen
Mann,“ ſagte er ſchließlich, „es iſt nicht meine Sache, Jhnen
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Jnformationen über Advokaten zu geben.“ Damit wandte ſich
der Richter um und betrat den Elks-Klub.

Hal machte Halt und ſah der wohlbeleibten Geſtalt nach,
bis ſie verſchwunden war, dann kehrte er um und ſchritt an
den Spitzeln vorüber, die ſtehen blieben. Er ſtarrte ſie ſtumm
an, und ſie ſtarrten zurück; als er etwa zwanzig Schritte ent
fernt war, folgten ſie ihm von neuem.

Richter Denton hatte ihm geraten, ſich an einen Poli-
ziſten zu wenden. Hal bemerkte plötzlich, daß er am Rat-
haus vorüberging, und es kam ihm in den Sinn, ſich wegen
der Verfolgung durch die drei Männer an den Bürgermeiſter
von Pedro zu wenden. Er war neugierig, wie wohl der Bür-
germeiſter dieſer „verdammt gefährlichen“ Stadt ſein mochte.
Nach einigen Erkundigungen trat er ins Büro des Herrn
Ezra Perkips, eines ſanften, kleinen Mannes, der früher
Leichenbeſtakter geweſen, ehe er die Bugfigur der ſogenannt2
„demokratiſchen“ Maſchine ward.

Er ſaß vor ihm, nervös an ſeinem wohlgepflegten, braunen
Bart zupfend, bemüht, dem Dilemma zu entgehen. Es ſei
ja möglich, daß ein junger Bergmann in den Straßen der
Stadt verfolgt werde, doch hing es von den näheren Umſtänden
ab, ob dies geſetzwidrig ſei oder nicht.

Hatte der junge Mann im NordTal Unruhen angeſtiftet
und durfte man annehmen, daß er dies auch weiterhin tun
wolle, ſo blieb die Geſellſchaft höchſt wahrſcheinlich auf ſeiner
Spur. Doch ſei Pedro ein geſetzliebender Ort, ſolange er
ſich ruhig verhalte, würden ſeine Rechte gewahrt bleiben.

Hal zitierte Mac Kellars Bericht, demzufolge Leute bei
hellichtem Tag auf den Straßen überfallen worden waren.
Herr Perkins erwiderte, die genauen Umſtände ſeien nie
aufgeklärt worden, übrigens wäre er damals noch nicht Bür-
germeiſter geweſen. Er ſei ſehr für Reformen und habe dem
Polizeichef ſtrenge Befehle erteilt, damit ſich derlei nicht
wieder ereigne.

„Wollen Sie mit mir zum Polizeichef gehen und ihm
Beſehle geben fragte Hal.

(Fortſetzung folgt.)
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Engliſche Erklürung zu Vayerns Entwaßnung.
Münqen, 1. Juni. (T. R.) Der gtiſche Botſchafts

rat Seeds hat in Abweſenheit des baeriſchen Miniſterpräſi
denten deſſen Stellvertreter, dem Kultusminiſter, folgende
Erklärung übergeben. bin beauftragt, kategoriſch zu erklären, vo die An ng der Sanktionen nur vermieden
werden kann, wenn von Bayern die im Ultimatum geſtellten
Bedingungen reſtlos erfüllt werden. Die Bedingungen ent
halten die Forderung ſowohl dec Entwaffnung als
auch der Auflöſung der Einwohnerwehren. Der fran
zöſiſche Geſandte hatte bereits am Montag eine ähnliche Er-
tlärung abgegeben.

Der abflauende engliſche Streik.
London, 1. Die Eiſenbahner und Transport-

arbeiter haben beſchloſſen, das Verbot der Kohlenbe-
förderung vollſtändig aufzuheben.

e

Proteſt gegen Lohnabbau in England.
London, 1. Juni. 33 Syndikate, die 14 Millionen

MNetallarbeiter vertreten, proteſtieren gegen die für Montag
angekündigte Lohnherabſetzung. Der Bergmanns-
ſt reik dauert jetzt 62 Tage, ohne daß eine Regelung er-
folgt iſt. Ein Regierunererlaß ermächtigt die Behörden zur
Verfügung über die G. Elektrizitäts- und Waſſerwerke
und über Lebensmittel und Kohlenvorräte.

Preußiſcher Landtag.

Leinert kontra Katz (Kommuniſt) Reaktionärer An-
ſturm gegen Groß-Verlin.

23. Sttzung, Mittwoch, den 1. Juni, mittags 12 Uhr.
Abg. Dr. Meyer (Kom.) beantragt, den Bericht des Aus-

ſchuſſes über die Sondergerichte auf die Tagesordnung zu
ſetzen. Der Geſetzentwurf über das Wahlprüfungsgericht wird
dem Verfaſſungsausſchuß überwieſen. Abg. Kloft (Ztr.) be
antragt die Zurückverweiſung ſeines Antrages auf Aufnahme
eines Geſetzentwurfes, betreffend Erhebung von Nachtrags-
umlagen durch Gemeinden und Gemeinverbände, an den Ge
meindeausſchuß. Das Haus beſchließt demgemäß. Darauf
wird die Beſprechung der Großen Anfrage Siering und Gen.
über die Vorlegung eines Geſetzes zur Abänderung des
Kommunal-Kreis- und Provinzialabgaben-
geſetzes fortgeſetzt.

Abg. Goll (Dem.): Eine grundſätzliche Auseinander-
ſetzung zwiſchen Reich, Staat und Gemeinden über die
Steuerquellen iſt abſolut notwendig. Größte Sparſamkeit iſt
geboten.

Abg. Leid (U. Soz.): Viele Gemeinden ſind vollkommen
bankerott, nicht zum wenigſten wegen des ungenügenden Kom-
munal-Abgabengeſetzes. Wir kommen um eine gründliche Re
ſorm nicht mehr herum. Jn abſehbarer Zeit iſt eine geſunde
Finanzpolitik überhaupt nicht möglich. Der Ruf nach Spar-
ſamkeit muß wie ein Hohn wirken, da in der letzten Zeit
für ſoziale Zwecke überhaupt nur ganz geringe Mittel aus-
gegeben worden ſind. Der Antrag Altegoer iſt für uns un
annehmbar.

Abg. Dr. Bredt (Wirtſchp.): Das alte preußiſche Ver
waltungsſyſtem mit ſeiner engen Verbindung zwiſchen Ge
meindevertretung, Reichs und Provinziallandtag ſicherte eine
vernünftigere Finanzpolitik, als ſie heute verfolgt wird, wo
jede Körperſchaft für ſich Ausgaben über Ausgaben macht,
ohne ſich darum zu kümmern, ob und wie ſie durch Einnahme
gedeckt werden.

Abg. Leinert (Soz.): Herr Katz hat hier geſtern ver-
ſchiedene Behauptungen aufgeſtellt, die mit der Wahrheit
nicht in Einklang ſtehen. Die Sozialdemokraten haben auch
mit den Demokraten zuſammen, nicht die Mehrheit in der
Hannoverſchen Stadtverordnetenverſammlung, Herr Katz iſt
ſeinerzeit mit auf die ſozialdemokratiſche Liſte gewählt worden,
hielt es aber trotz ſeiner verſchiedenen Uebertritte zur unabhän-
gigen und dann zur kommuniſtiſchen Partei nicht für nötig,
ſein Mandat ſeinen Wählern, deren Vertrauen er nicht mehr
beſaß, zur Verfügung zu ſtellen. Jn der Stadtverordneten-
verſammlung ſagte kürzlich ein Vertreter der Rechten mit
Recht zu Herrn Katz: „Herr Katz, Sie können jetzt keine
andere Partei mehr finden, bitte kommen Sie zu uns!“ (ſtür-
miſche Heiterkeit), Der Abg. Katz hat es auch für nötig
gefunden, meine Tätigkeit während des Kapp-Putſches zu
kritiſieren. Als ich zum Staatskommiſſar ernannt worden
war und erfuhr, daß Herr Katz von meinem Vorgänger
verhaftet worden wax, habe ich es, im Jntereſſe der Er-
haltung unſerer Republik nicht zu verantworten geglaubt, ihn
bei den damaligen aufgeregten Zeiten aus der Haft zu ent
laſſen. (Zuruf b. d. Komm.: Das tut ein Sozialdemokrat.)
Allerdings bin ich Sozialdemokrat! (Zuruf b. d. Komm.: Aber
was für einer.) Jch würde unter gleichen Umſtänden auch
heute dieſe Haltung einnehmen. Als die Gefahr vorüber
und Ruhe und Ordnung ſichergeſtellt waren, habe ich ſofort
die Freilaſſung des Abg. Katz erwirkt. Jch würde eben-
falls jeden Mann feſtgeſetzt haben, der von der rechten
Seite verſucht hätte, die Republik zu ſtürzen. Jch habe
nicht den Haftbefehl gegen den Abg. Katz als Führer der
unabhängigen Sozialdemokratie erlaſſen. Herr Katz hat dann
von einer, angeblich in Hannover einzuführenden Milchſteuer
geſprochen. Tatſächlich ſollen durch den Uebergewinn dieſer
Milchpreiserhöhung Summen erzielt werden, die den Milch-
preis für die bedürftige Bevölkerung herabzuſetzen imſtande
ſind. (Lebhaftes: Hört! Hört! b. d. Komm.) Herr Katz: Sie
rufen: Hört! Hört! Warten Sie nur einen Augenblick ab,
ſo werden Sie ſchweigen. Sie haben (z. d. Komm.) das Ver
halten der Sozialdemokratiſchen Partei bei der Milchpreiser-
höhung ſo darzuſtellen geſucht, als ob gerade unſere Partei
jegliche Fürſorge für die arbeitende Bevölkerung vermiſſen
ließe. Unſere Beſtrebungen, die Milchpreiserhöhung um nur
50 Pf. pro Liter feſtzuſetzen, ſind von allen maßgebenden
land wirtſchaftlichen Stellen abgewieſen worden. War nun
eine Milchpreiserhöhung nicht zu hintertreiben, ſo mußte ein
anderer Ausweg gefunden werden, der der Not derjenigen,
die der Milch bedürfen, Einhalt bieten konnte. Dieſer Aus-
weg war eben der, durch von der Allgemeinheit aufgebrachte
Summen den Bedürftigen eine Ermäßigung des Milchpreiſes
zu verſchaffen. Denn von Gemeinde wegen wäre dies wegen
der ſchlechten Finanzen unmöglich. Durch dieſe Maßregel
verhüten wir auch, daß es der Kommuniſtiſchen Partei gelingt,
die Räterepublik aufzurichten. (Lebhafter Beifall b. d. Mehr
heit d. Hauſes. Unruhe b. d. Komm.).

Abg. Katz (Komm.): Der Schutzhaftbefehl gegen mich
war zwar zuletzt proviſoriſch, aber Herr, Leinert hat ihn zum
endgültigen gemacht. Er machte gemeinſame Sache mit den
Kappiſten. Alles, was ich hier geſagt habe, hat Herr Lei-
nert beſtätigt. (Lachen!) Bei der Milchſteuer handelre es ſich
bei uns ediglig dort wig. de Koſten auſgebracht. werden

J ſollten. Wer ſoll die Steuern bezahlen? Auch die Unabhängi-
gen waren gegen dieſe Milchſteuer und ſogar die Chriſtlichen
hatten Bedenken

Abg. Leinert (Soz.): Zur Klarſtellung: Herr Katz ſtellt
es ſo dar, als hätten wir in Hannover Kindermord getrieben.
Wie liegen die Dinge? Die Milch koſtet in Hannover gegen-
wärtig 2,40 Mark und wird ſpäter 2,20 Mark koſten. Jn
Hannover bekommen nur die Inhaber der Milchkarten Milch.
Selbſtverſtändlich kommen dann alle Geſellſchaftsſchichten in
Frage. Für uns handelte es ſich darumn, die Koſten für jene
Milch aufzubringen, die die Aermſten, die Bedürftigſten nicht
erſchwingen konnten. Eine Staffelung dieſer Koſten oder dieſer
Milchſteuer iſt nicht möglich, da ja noch gar keine Ueber
ſicht über die Steuerpflicht der Einzelnen von den Finanz-
ämtern her uns vorliegt. Was meine Rolle im Kapputſch be-
trifft, ſo iſt zu ſagen, daß die Verhältniſſe in Hannover
damals außerordentlich ſchwierig lagen. Die Deutſch-Hanno-
verſche Partei glaubte den Augenblick zur Errichtung der
Republik Hannover für gekommen. Die Welfen trugen mir
die Präſidentſchaft der zu gründenden Republik an. Wenn
heute die Welfen und die Kommuniſten gegen mich groß
wettern, ſo iſt das für mich ein Beweis, daß ich damals,
als ich die Pläne der Kommuniſten und Welfen vereitelte,
richtig gehändelt habe.

Abg. Bieſter (Dtſch.-Hann.): Herr Leinert war der ein-
zige, der über das Heranrücken des kappiſtiſchen Hindenburg-
Bataillons unterrichtet war. Herr Leinert ſtellt hier gerichts-
notoriſche Behauptungen auf. Er hat Briefe aus einer ver-
loren gegangenen Mappe veröfſentlicht, die wertvolle Leder-
mappe iſt aber nicht zurückgegeben worden. (Unruhe und Ge-
lächter.)

Abg. Leinert: Die ungeheuerliche Behaup-
tung, daß ich an dem Blutvergießen in Hannover Schuld
hätte, muß ich entſchieden zurückweiſen. Jch habe von dem Ein-
marſch des Hindenburg-Bataillons erſt vernommen, als die Un-
ruhen erfolgten. (Zuruf d. Abg. Katz: Lügen-Leinert! Vize-
präſident Dr. Garnich: Wegen dieſes Ausdrucks rufe ich den
Abg. Katz zur Ordnung. Abg. Katz: Danke! Großer
Lärm. Rufe: Lump!) Der Abg. Bieſter hat dann be-
ſtritten, daß die Welſen mich zum Präſidenten der Hannover-
ſchen Republik machen wollten. Wenn Sie, Herr Bieſter, in
Jhrem Herzen noch einen Funken Ehrfurcht vor einem Eide
haben, erſuche ich Sie, daran zu denken, daß ich in einer
öffentlichen Gerichtsverhandlung in Hannover die von Jhnen
beſtrittene Behauptung unter meinem Eide aufgeſtellt habe.
Es ſollte Jhnen doch nicht ſchwer fallen, einen Eid höher
einzuſchätzen, als Mitteilungen von Unbeteiligten. Die ge-
richtliche Aufklärung der Sachlage iſt durch die Amneſtie
verhindert worden. Ferner iſt unbeſtreitbar, daß Abgeſandte
der welfiſchen Partei bei dem franzöſiſchen General in Mainz
geweſen ſind, um die Wiederherſtellung der hannoverſchen
Selbſtändigkeit mit Hilfe des Auslandes zu erreichen. (Leb
hafte Pfuirufe rechts.) Mainzer Berichterſtatter haben dieſe
Nachricht an den Figaro und andere Blätter übermittelt.
Jch habe in der Tat Brieſe von hannoverſchen Adligen,
in denen von einer

Wiederherſtellung der hannoverſchen Monarchie
geſprochen wurde, veröfſentlicht. (Anhaltende Bewegung.) Dieſe
Briefe habe ich von einem Abg. der Preußiſchen Landesver-
ſammlung erhalten, der ſie mir in meiner Eigenſchaft als
Mitglied der Preußiſchen Landesverſammlung gegeben hat.
Von einer Mappe weiß ich nichts und habe auch nach der
Herkunft der Brieſe nicht gefragt. Der Erfolg der Veröffent-
lichung war der Rückgang der deutſch-hannoverſchen Partei
bei den letzten Wahlen um 40 000 Stimmen. Beifall b. d.
Soz.)

Danach wird ein Schlußantrag angenommen und der An
trag über Verwendung der Realſteuern an einen verſtärkten
Ausſchuß von 29 Mitgliedern überwiesen.

Reaktionärer Sturmlauf gegen Groß- Berlin.
Es folgt die Beratung des Antrags Lüdicke (Dn.) auf

Vorlegung eines Geſetzentwurfes über die Stärkung der Selb-
ſtändigkeit der Verwaltungsbezirke in GroßBerlin und die
Beſchränkung der Zentralgewalt. Weiter wird gefordert, Be-
ſchränkung des räumlichen Umfanges von Groß- Berlin. Dazu
liegt ein Zuſatzantrag Dr. v. Krauſe (D. Vp.) vor, der den
Bezirken eine Reihe von Selbſtverwaltungsangelegenheiten
ſichern will u. a. das höhere und niedere Schulweſen, mit
Ausnahme des Fachſchulweſens uſw. Die zur Verwaltung
dieſer Angelegenheiten erforderlichen Mittel ſollen teils durch
den Bezirken zu überlaſſende Steuern, teils durch Dotationen
der Stadtgemeinde GroßBerlin aufgebracht werden.

Abg. Koch Berlin (Dn.): GroßBerlin hat in einem Jahre
ſo viel Geld verwirtſchaftet, wie in den vergangenen fünf
Kriegsjahren. Am 1. April 1921 haben die Schulden Groß-
Berlins fünf Milliarden überſchritten. Die Stadt Berlin
wagt es ſogar, eine Bürgſchaft von acht Millionen Mark
für die Freie Volksbühne zu übernehmen! (Hört! Hört!) Mit
einem unglaublich blutigen Dilettantismus wird im hieſigen
Magiſtrat auf Koſten der Steuerzahler gearbeitet. Dieſe Zu-
ſtände erfordern ſchleunigſte Abhilfe.

Abg. Hirſch (Soz.): Herr Koch weiß anſcheinend nicht, daß
bereits die alte preußiſche Regierung das Eingemeindegeſetz er-
ſtrebte. Herr Koch hielt bei ſeinen Ausführungen nicht klar aus-
einander, was auf das Konto des alten Berlin und was auf das
Konto des neuen Berlin gehört. Ein großer Teil der Sünden, die
der Abg. Koch der neuen Berliner Magiſtratsverwaltung vor-
wirft, muß der früheren Stadtverwaltung angekreidet werden.
Die Sozialdemokraten waren auf Grund des wunderbaren Klaſſen-
wahlſyſtems im Magiſtrat überhaupt nicht und in der Stadtverord-
netenverſammlung nur in der Minderheit vertreten. Herr Koch
ſprach von den ſteigenden Schulden. Die Finanzkalamität iſt aber
erſtens nicht bloß eine beſondere Eigenſchaft GroßBerlins und
zweitens iſt zu berückſichtigen, daß die bedauerliche Entwicklung
eine durchous leicht verſtändliche Erklärung findet. Während des
Krieges kamen die Finanzen völlig in Unordnung und die Folgen
des Krieges wirkten auf die Revolutionszeit, die Sie Herr Koch
ſo beſonders betonten, ſtark nach. Die Zahlen, die der Abg. Koch
hier vorbrachte, ſtimmen aber nicht. Er ſtellt ſich hierher
und erklärt ohne welchen Beweis, daß der Schuld in Höhe von
rund 6 Milliarden nur ein realer Wert von nur 3 Milliarden
gegenüberſtehe. Es iſt unglaublich, in dieſer Weiſe hier von der
Tribüne des Hauſes aus Berlin in Mißkredit zu bringen. Das
bringt ein Stadtverordneter Berlins, der ſich zu den Deuiſch-
nationalen zählt, fertig. Die Finanzlage Berlins iſt ſchlecht.
Herr Koch weiß genau, daß der Oberbürgermeiſter ſich die größte
Mühe gibt, daß ein brauchbarer Etat vorgelegt werden kann. Herr
Koch ſprach dann hier von allerlei Sozialismus und Kommunis-
mus und mengte den Sozialismus mit dem ſogenannten Kriegs-
ſozialismus durcheinander. Dabei weiß doch jederann, daß es ſich
bei dem ſogenannten Kriegsſozialismus lediglich um Not maß-
nahmen gehandelt hat, die im unglücktlichſten Augenblick am
raſcheſten Hilſe verſchaffen ſollten. Herr Koch ſprach dann ver
ächtlich von dem blutigen Dilettantismus, der in Berlin in der J

Verwaltung heute zu Hauſe ſei. Ach, Herr Koch, nicht Juriſten
allein haben geſunden Menſchenverſtand. Es fällt uns nicht ein,
zu ſagen, in Berlin ſei alles ſchön und gut. Ratürlich ſind Mängel
vorhanden. Wir wollen auch nicht, daß in Berlin ein Ueber-
zentralismus Orgien feiert, und die Verwaltungstätigkeit durch
Verärgerung hemmt. Wir wollen nicht, daß die Bewegung:
Los von Berlin durch ſinnloſen Ueberzentralismus noch geſtärkt
wird. um Schluß: Noch iſt es nicht an der Zeit, das Geſetz über
GroßBerlin ſo im Handumdrehen wieder abändern zu wollen.
Meine Herren, lehnen Sie die beiden Anträge der Rechten des-
halb ab! Glauben Sie nicht, daß es in Berlin ſo ſchlimm iſt, wie
die reaktionäre Agitation es hinſtellt. Berlin hat Schwierigkeiten,
große Schwierigkeiten, es wird ſie überwinden.

Abg. Dr. Leidig (D. Vp.): Jn der Groß-Berliner Verwal-
tung ſind viele Männer tätig, die auf kommunalpolitiſchemnm Ge-
biet unerfahren ſind. Da wir jetzt vor einem Chaos ſtehen, muß
die Reorganiſation GroßBerlins ſchleunigſt durchgeführt werden.

Abg. Faßbender (Ztr.): Die Anträge müſſen im Ausſchuß
gründlich erörtert werden.

Die Beſprechung wird abgebrochen. Bei der Feſtſtellung der
Tagesordnung für morgen entwickelt ſich eine lebhafte Geſchäfts
ordnungsdebatie.

Abg. Siering (Soz.) ſtellt den Antrag, den Punkt 10 der
heutigen Tagesordnung, betreffend den Antrag der Abgg. Dr.
MeyerOſt und Gen. auf Aenderung des 8 70, Abſ. 1 der Geſchäfts
ordnung auf die Tagesordnung zu ſetzen. Der Punkt 10 der Tages-
n wird einſtimmig dem Geſchäſtsordnungsausſchuß über-
wieſen.

Frau Ege (Soz.) wünſcht Punkt 6 der heutigen Tagesordnung
betr. Annahme eines Geſetzentwurfes über das Hebammen-
per n ebenfalls auf die Tagesordnung der morgigen Sitzung zu
etzen.

Abg. Meyer-Oſtpr. (Komm.) fordert, den
Bericht des Rechtsansſchuſſes über die Sondergerichte

auf die Tagesordnung zu ſetzen, mit der Begründung, daß der Abg.
Scholem wegen Hochverrats ebenſalls von dieſen Sondergerich-
ten abgeurteilt werden ſoll. Es zeugt von wenig Mut, wenn Sie
den Bericht des Rechtsausſchuſſes nicht anhören wollen, der das
Haus über die ſchändliche und gemeine Juſtiz unterrichten ſoll.
(Präſident Leinert rügt den Ausdruck. Rufe bei den Komm.:
Leinert ſchützt die Sondergerichte!) Erſt müſſen Sie über dieſe
Sondergerichte unterrichtet ſein, ehe Sie ein Mitglied dieſes Hau-
ſes dieſen Gerichten als neues Opfer zuführen. 4

Abg. Siering (Soz.) unterſtützt die Forderung des Vor-
redners. Das Haus lehnt jedoch den Antrag Meyer (Komm.)
gegen die Stimmen der ſozialiſtiſchen Parteien ab. Nächſte Sitzung
Donnerstag 12 Uhr: Entgegenngahme einer Erklärung der Staats
regierung über den Haushaltsplan für 1921; Antrag des Juſtiz-
miniſters auf Zulaſſung der Strafverfolgung gegen den Abg.
Scholem (Komm.) wegen Hochverrats; Reſt der Tagesordnung
von heute; kleine Vorlagen.

Schluß 6 Uhr,
7

Der Aelteſtenrat des Preußiſchen Landtages beſprach am
Mittwoch vor Beginn der Votllſihung die Geſchäftslage. Fi-
nanzminiſter Sämiſch wird morgen, Vonnerstag, den Haushalt
einbringen. Er wird lediglich finanztechniſche Ausführungen
ohne politiſchen Charakter machen. Das Haus will ſich dann
bis Montag vertagen. Am Montag und Dienstag ſoll
die erſte Beratung des Haushalts ſtattfinden. Man will auf
alle Fälle den Haushalt vor Eintritt in die Sommerferien,
die vorausſichtlich Mitte Juli beginnen werden, verabſchieden.

e

Rlſzen.
Noch etwa 4000 deutſche Kriegsgefangene. Die Antwort des

Auswärtigen Amtes auf eine kleine Anfrage ergibt, daß
ſich in Rußland noch etwa 3609 bis 4000 deutſche Kriegsgefan-
gene befinden Auf Sibirien entfallen eiwa 200, die auf Heim-
ſchaffung meiſt verzichtet haben. Etwa 1800 ſind in Zis-Kauka-
ſien, die auf vom Völkerbund geſtellten Dampfern heimgeſchafft
werden, und bis zum Herbſt ſämtlich abtransportiert ſein ſollen.
Rund 2000 ſind in der Ukraine, die ebenfalls in der nächſten
Zeit heimbefördert werden. Frankreich hält in Avignon noch
130 deutſche Kriegsgefangene zurück, die Strafen zu verbüßen haben.
Alle Schritte wegen Freilaſſung blieben bisher vergeblich. Die
franzöſiſche Regierung hat lediglich die 14 bayeriſchen An-
gehörigen unter den Geſangenen entlaſſen.

Die Heimkehr der Ruſſen. Der Abtronsport der ruſſiſchen
Jnternierten geht nach Mitteilungen des Reichswehrminſteriums
in letzter Zeit glatt vonſtatten. Jn kurzer Zeit ſind auf verſchie-
denen Linien 30 000 Perſonen in ihre Heimat befördert worden.
Die Jnterniertenlager von Sagan, Minden, Hameln, Erlangen
und andere ſind bereits geräumt.

Pariſer Antimilitariſten. Geſtern fanden in Paris nicht weni-
ger als 70 Hausſuchungen im Zuſammenhang mit der antimili-
täriſchen Propaganda ſtatt. Es war bekannt geworden, daß die
Antimilitariſten in den letzten Tagen ihre Bemühungen verdoppel-
ten und verſuchen wollten, große Meutereien in den Kaſernen von
Paris und in der Provinz ins Leben zu rufen.

Gegen Moskau. Der nationale Eiſenbahnerkongreß in Frank-
reich lehnte mit 66 000 gegen 54 000 Stimmen den Anſchluß an die
Moskauer Jnternationale ab.

Ein Verleumder. Das Reichsgericht hat die Reviſion
des Angeklagten Prinz gegen das Urteil des Landgerichtszurück gewieſen. n war wegen Urkundenfälſchung
und Beleidigung des Oberbürgermeiſters Scheidemann zu
ſechs Monaten Gefängnis verurteilt worden, weil er ein
Schriftſtück gefälſcht hatte, wonach Scheidemann eine Be-
lohnung von 50000 Mark für die Ermordung Liebknechts
und Roſa Luxcmburgs ausgeſetzt haben ſollte.

Aus gllet Well
45-Millionen-Konlurs. Der Jnhaber des Wiener Vankhauſes

Janatz Neumann ſowie zwei ſeiner Disponenten wurden heute ver-
haftet. Die Firma iſt in Kenkurs geraten. Den Paſſiven von
45 Millionen ſtehen nur 12 Millionen Altiven gegenüber. Das
Bankhaus Jgnatz Neumann hat insbeſondere in Deviſen betrüge-
riſche Geſchäfte gemacht. Die Firma wurde unter Geſchäftsaufſicht
geſtellt.

Wettervorgusſage. Freitag, 3. Juni: Warm, vorwiegend
wolkig, zeitweiſe aufheiternd, verbreitete ſtarke Gewitterregen.

Sonnabend, 4. Juni: Wolkiges, warmes Wetter mit fortge-
ſetzten ſtarken Gewitterregen.

e hVerantwortlich: Für Volitik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches u. Feuilleton
Willi Vanake; Für Hafle- Saalkreis u. Waovinz. und den übrigen redak-
nonellen Teil Karl Garbe; für die Inſerate Wilhelm Herzig;z ſämtliche in
Halle. Druck und Verlag der Volksſtunme G. m. b. H. zu Halle, Gr. Ulxichſtr. 27
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„Christian Wahnschaffe“
Fortsetzung von „Weithrand, aber in sich abgeschlossen.

Eine orstklassige Besetzung löst stärkste Eindrückoe,
Werner Krauss gibt eine brutale, verkommene Gestalt.

Margarethe Kupfer, Magda Madeletne
haben die weiblichen Hauptrollen inne.

beſpeiger Stasce 66

Fernruf 1224.

Alle Pronenade la
Fernruf 5738.

Ab Freitag, den 3. luni 1921: Ab Freitag, den 3. Juni 1921.

lotte Neumann Eva Mag
in dem Schauspiel in 5 Akten

„Die verbotene Frucht
Nach dem Roman von P. Oscar Höcker.

Vorfunrung: 4.40

Filmschwank in 2 Akten mit

Vorfuahrung: 4.10 6.20

Beginn: Sonntags 3 Uhr, Wochentags 4 Uhr.

ist die

Conrad Veidt den

t r

a
h x

z

S
re herauskamen

Darstellung.

Der Fillm ist fabelhaft, eines der besten Erzeugnisse, die in letzter Zeit
nichts zu tadeln, nur zu loben, sei es die treſtliche Regie,die famose Architektur, die klare Photographie oder die hervorragende

Wie gesagt, ein unerhört guter Film, ein Kunstwerk, wie
man es leider nur selten zu sehen bekommt.
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Die schönstenIII mme

r
TS

w. und zweireihig sowie
»portiorm mit Rückenfalten
nd Umschlaghose. Neueste

ismusterungen in gestr.,harzert, meliert u. einkfarbig,

blau, braun, grün und grau.
Geschmackvolle Ausstat-
tung u. bekannt guter Sitz

Billige Preise

e

so mr

h

Bursehen- und Münglings- un

in allen Formen u. Mustern sehr billg.

Gostreifte Kammgarn- Hosen z
als Spezialität der Firma

Besichtigen Sie bitte meine Schau-
fenster und ohne jeden Kaufzwang auch

meine grossen Lager
oJulius Manwerschlan,

Grosse Ulrichstrasse 36,
nahe der Alten Promenade.

Hierzu:

W an l eidemanmn urkomischen

Ttlargarine ira friend 9 8.40

Kernleife

in seinem

Lustspiel

rin An
Halteftelle

Brunnenſtraße Reilftraße 36 e
empfiehlt zu billigſten Preiſen

Schweineſchmalz ne Pf. n
h 40 W.

fadenfrei 50
2- PfundDoſe

Schnitthohnen e
Apfelmus a 2pfund Doſe E n
Grieß weiß Pfund än.
Linſen gutkochende Pfund 4,
Vollheringe Stck. 100 Pfg. 80 Pfg. 35 Pfg.

Doppeilſtücke, 250 Gramm 225
2,80 2,50 Wk.KReisſtärke Strahlen

Pfund Mk.
Theodor Sorth

Reilſtraße 36 2262.
Stellen finden.

Former- „Dreher- Schlosser-
unch Modeſſtischlerlehrlinge

stellt ein
G. A. Galim, halle a. S.

Maschinen- u. Dampfkessel-Armaturen- Fabrik
und Metallgießereif.

werden in Borna b. L. für dauerndeArbeit eingeſtellt. Stundenlohn 6, 55 Mk.

6.50 9.10.

Der Energie-Athlet

8.30.

Mannheim in Baden.

J Sinfonie Konzert
v v.

e el r

Maurer

Nach dem Roman „Ruth Maroll-
Vorführung: 4.40 6.50

Ab heutev 9 T
Arpheum-Theete,

Steinweg 12.
n

—=—ß—„vuò-- MorgenFreitag, den 3. Juni, abends 8 Uhr,
Saaisohlossbraueroi

Unter dem Protektorat des Rektors der
Universität

zum Besten der Halleschen
Studentenschaft.

Beamten-Orchester, 66 Musiker.
Dirigent: A. Ressler.

Solist: Konzertmeister E. Müller (Violine).
Werke von Weber, Schubert, Mendelssohn, Wagner.

Karten zu 3, 5, 7. 10 Mark bei Reinhold Roch.

Marienstraße 2
2 Minuten v. Bahnhof entfernt

Telephon 5692

das grosse Sittendrama

in dem Schauspiel in 5 Akten

Die Amazone
von H. H. Ulrich,

9.10.,

Die Teepuppe
Lustspiel in 2 Akten mit

Valiy Vera
Vorführung: 4.10 6.20 8.50.

Die neuesten Wochenberichtoe.

Beginn Sonntags 3 Uhr, Wochentags 4 Uhr.

lns Gebiſge

Lüster-,

Spezialität: Herren Stärke Wäsche.
rami -Koll- u. Naöwäschen. Gew. u. Stüch

von schicksalsschwerer
Handlung aus dem Leben

für ſie ſeise

empfehle

Bayrische Lodenkleidung

Mäntel Anzüge
Leinen Jackeffs

für
Herren, Jünglinge und Knaben

fertig am Lager.

C. Assmaonn, l

Freitag, den Juni 21,
Ang. 7 Ed. 10 Uhr:

Thaliatheater
Sonntag, d. Juni 1921,

abends 7 Uhr:
Ole spaniseho fliege

Schwank von Arnold u.
Bach.

fie
Triumph. Preſto, Biktoria,
Panther und Möve empfiehlt

P. Krause,
Kl. Alrichſtr. 18
hinter Pottel Broskowski,
Daſelbſt auch neue Fahre
räder für 980 Mark.

6 Akte

unserer Zeit.

An den Strand

Gr. Ulrich-

Zum ſofortigen Antritt für

dauernde in geſucht tüchttger, ſeibſtändiger
Werheeugmaehe,

welcher längere Tätigkeßt als
ſolcher in größerer Keſſel-
ſchmiede nachweiſen kann und
ſpezielle Erfahrung in An- S

rer 1568.

a. Koßſeisehn
und Wurstwaron

H. Böhlert e Co.Glauchaerstrasse 75.
erkaufsstellen:Böhlert, hier 75 u. Oleariusstr. 3,

fertigung von Werkzeuflen für
Lokomotivkeſſel Reparaturen
beſitzt. Ausführliche ſchriſt
liche Angebote mit Zeugnis-
abſchriften erbeten.

Bühring,
Aktiengeſellſchaft,

Landsberg, Bezirk Halle.

Elegante
Damentaſchen

aus prima Leder
in großer Auswahl
äußerſt preiswert.
H. Krasemann,
Lederw.-Spezialgeſch.

nur Schmeerſtr.

Vermiſchtes

u

A. Henckel,
Korsetts und

Reformleibchen
Merseburg,

Oelgrube 29.

Entlaufen
Mittelgroß. ſchwarzer

Hund
entlaufen., Abzugeben gegen
hohe Belohnung bei

Jasper,
Leipzi Frrgpe 96.

Elegante
Herren Anzüge

modernſte Formen
Erſatz für Waßarbeit
v. 24 M. an

Feſche
Koſtümröcke

mit Falten und Knopf-

Billigste Bezugsquelle
von

Matratzen
3teilig mit Leinen und

Drellbezügen,
pr. Alpengrasfüllung
von 160 Mk. an,

engl. Bettſtellen, pr. ſtar
kes Holz und Oelfarben-

anſtrich, gärniintPatentmatratzen,

n hm. pr. Bezügenu. Verar
von 370 Mark an za Wlitichoſen

Plüsch- u. Stolſ-Soſas,
klub- Sofas u. Sessel.

E. Mass,
Charlottenſtraße 9.
Fernſprecher 3521.

Hara e Arbeiter
hemden billigſt.wir. u. 5.

voeven erschienen!

Das deutsche Volk und die
deutschen fürsten in der
deutschen Einheitsbewegung.

von Paul Kampfmeyer.
Preis 2.-- Mark.

Buchhdlg. Volksstimme,
Grosse Ulrichresse a7

Max Schuſtze,
Moritzzwinger 3,huldigt auch heute noch, wie ſeit dem Jahre 1894,

dem Motto
„Kleiner Rutzen, großer Umſatz

deshalb bin ich im Stande verkaufen zu können:
Speiſe- Rindertalg
Schweine- Schmalz garantiert rein

döchweine-Schmalz,

Margarine,
Fetter opet u. Rauchleiſh

vorzüglich im Geſchmachk,

Pfd. 8.00

1.50

w. 9.50
Pfd. 9.50, 9.00, 8.50,

leichtgeſalzen, von W
Fetter öpeck u. Rauchſleif nd i t
Schweineſchnauzen,

Kaffee, friſch gebrannt,

Grüne und Viltorig-Erhſen

Li nſen, Mittelgröße

Linſen, verleſen

Kernſeife.

Schweinen Pfd. 9.Rindfleiſch, leicht geſalzen

Schweineherzen, leicht geſalzen

Rinderherzen leicht geſalzen

Pfd. 5 .40

340
540

Pfd. 7.00 6.00 4
vie 1.90
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Halle, Donnerstag, 2. Juni 1921.

WVutkel- Angelegenheiten

Ortesvorſtand, Diſtriktsführer und Funktionäre! Auf die hrüte,
Donnerstag abend *47 Uhr bei Wilsdorfs ſtattfindende Vorſtands
ſitzung, ſowie die im Anſchluß daran ſtattfindende Funktionärſitzung
wird nochmals hingewieſen Jnsbeſondere ſind die Diſtriktsführer
verpflichtet, unbedingt zu erſcheinen oder einen Vertreter zu ent
ſenden, zwecks Mitnahme von Material.

W Gewerkſchafts und Vereinskalender.
er Freitag abend 7 Uhr im Vereinslokal„Stadt Dresden“ Probe. Anſchließend Stäpünktliches und vollzähliges e cheinen noiwen We

Hulle-Sgullrelz.

Halle, 2. Juni 1921.
Zuſammenfaſſung der Vetriebsrüte durch die frei3 weinen bunn die ſrefen

Die Wirtſchaftliche RäteOrganiſation, die in Mitteldeutland verſucht hat, die Betriebsräte unabhängig von den geren

ſchaften zu 27 eren, beſteht nicht mehr. Nach und nach hat
auch die Arbeiterſchaft Mitteldeutſchlands eingeſehen, daß ein Be
zirk nicht anders verfahren könne als der andere. Der Reichs
betriebsrätekongreß hatte aber die Zuſammenfaſſung der Betriebs
räte durch die freien Gewerkſchaften beſchloſſen. Auf die Dauer
konnte auch Mitteldeutſchland ſich nicht dagegen ſwerren. Rach
und nach beſchloſſen die Beriebsräte in den n Orten,
ſich ebenfalls für die freigewerkſchaftliche Zuſammenfaſſung ein
zuſetzen. Zuletzt faßte auch die Bezirkskartellkonferenz einſtimmig
einen gleichlautenden Beſchluß.

Nun ſoll der Aufbau einer Betriebsräteorganiſation auf frei
gewerkſchaftlicher Grundlage auch in Halle vorgenommen
werden. Am Freitag, den 3. Juri, abends 7 Uhr
wird im Volkspark eine Betriebsräteverſammlung
ſtattfinden, in der der Sekretär der Reichsbetriebsrätezentrale
Brolat (Berlin) ein inſtruktives Referat halten wird. Jm An
ſchluß daran findet dann die Einteilung der Jnduſtriegruppen und
die Wahl eines proviſoriſchen Vollzugsrats ſtatt.
Es iſt zu wünſchen, daß dieſe Verſammlung von den Betriebs

räten und Betriebsobleuten recht ſtark beſucht wird, damit der
Aufbau der neuen Betriebsräteorganiſation nach jeder Richtung
hin lückenlos erfolgen kann. Es können allerdings nur ſolche Be
triebsräte und Obleute Zutritt zur Verſammlung beanſpruchen,
deren Gewerkſchaft dem Gewerkſchaftskartell beigetreten iſt. Einige
Gewerkſchaften, u. a. die Holzarbeiter, Bauarbeiter und Zim-
merer, ſtehen zur Zeit außerhalb des Kartells. Es iſt jedoch zu
hoffen, daß auch dieſe in der nächſten Zeit ihren Beitritt wieder
erklären, ſo daß ſie dann auch bei der ſpäteren Wahl des Zentral-
rats und der endgültigen Wabl des Vollzugsrats mitwirken
können. Jedenfalls darf deshalb der Neuaufbau der Betrieds-
räteorganiſation nicht mehr länger aufgeſchoben werden, denn es
iſt endlich Zeit, daß die Betriebsräte zur praktiſchen Tätigkeit
herangesogen werden.

Jubiläumsſeier zum 20jührigen Veſtehen des Zop.

Hunderte hat die Anweſenheit des Walzerkönigs
Johann Strauß nach der Saalſchloßbrauerei gelockt.
Dennoch hatte ſich der Zoo an ſeinem geſtrigen Jubiläums-
feſte nicht über ſchlechten Beſuch zu beklagen. Denn eine ge
ſchickte Regie bot ein ungemein reichhaltiges, vielſeitiges
Programm. Ein Nach mittagskonzert des Philhar-
moniſchen Orcheſters unter Leitung des Herrn Obermuſik-
meiſter Karl Steuer eröffnete den Reigen der 527
Darbietungen. Werke von Wagner, Marſchner,
Au ber wechſelten mit prickelnden Léöharſchen und Ru-
binſteinſchen Tanzweiſen.
Bei Einbruch der Dunkelheit kam erſt eigentlich die
richtige Feſtſt immung auf. Hunderte von kleinen
Lichtern und Lampionen beleuchteten romantiſch den
zeſchatteten Zoo, während im Garten des Reſtaurants die
Bergkapelle mit erſtaunlicher muſikaliſcher Prägnanz
rin faſt reſtlos klaſſiſches Programm zum beſten gab.
Aber auch auf der Waldſchenke war bei Sternenhimmel
und flatiterndem Lichterſchein ein buntes, prickelndes Leben.
Dort war das Reich der Tombola, der vielen Nieten und
der wenigen Gewinne. Eine Schrammelmuſik ſpielte
nach oberbanyeriſcher Art luſtige Weiſen. Daß es ſich ein
Komiker, der einige Vorträge zum beſten gab, ſich aber als
„Nichtfachmann“ vorſtellte, nicht verſagen konnte, Lieder zur
Verſpottung des Achtſtundentages und der Arbeiter
überhaupt, und einen „flammenden“ Aufruf hinaus-
zuſchmettern, den „Tag der Rache“ gegen unſere Feinde mit
eballten Fäuſten abzuwarten, paßte weniger in den ge-
chmackvollen Rahmen des Ganzen. Hier wurden die Ge-

fühle vieler Anweſender in roheſter Weiſe verletzt.
r Hetztiraden gehören nicht in eine Jubiläumsveran-

altung.
Unterdeſſen hatte in Bad Wittekind der liebe Nürn-

berger Schuſter Hans Sachs ſein Lager aufgeſchlagen
und wartete uns mit zwei ſeiner ungemein heiteren, lebens-
bejahenden Faſt nachtsſpiele auf. Jm Saale des
Reſtaurants wurden der Tanzpärchen immer mehr, und ſo
pulſte und ſprühte an allen Punkten eine h Jubi-
läumsſſt im mung bis ſich kurz vor 11 Uhr Saal und
Garten leerten. Denn alle wolkten doch ein heute ſo ſeltenes
Feuerwerk genießen. Punkt elf Uhr ging denn auch ein
in allen Spektralfarben ſchillernder Sprühregen vielfäl-
tigſter Art hernieder. Von der Augenweide des „Waſſer-
falls“ bis zu einer prachtvollen Jllumination des Halliſchen
Stadtwappens.

Damit war die Jubiläumsfeier in ſpäter Stunde zu
Ende. Man kann ohne Lobhudelei der Leitung dieſer Ver
anſtaltung das Lob einer äußerſt geſchickten
Regie, einer guten Auswahl der Darbie-
tungen ausſprechen.

Sondergericht.

Ein Juchthausurteil.
Die beiden Angeklagten Friedrich Graf und Guſtav

Hransfeld aus Steudten waren in Steudten im Vor-
ſtande der kommuniſtiſchen Ortegruppe. Während rings-
herum ſchon im Kampfe gegen die r aufgefordert
und vorgegangen wurde, war es, in teudten noch ver
hältnismäßig ruhig geblieben. Deshalb erging an den

Angeklagten der Ruf, als Vorſitzender der kommu-
niſtiſchen Ortsgruppe für die Ve du der be
rüchtigten kommuniſtiſchen Kampfaufrufe ich einzu
ienliche Anzadl Fluoblatter und hatte ſichGraf verbreitete denn auch mit Dransſeld eine

deshalb mit

ſeinem Milttäter geſtern vor dem Sondergericht zu ver

Beilage zur Volksſtimme.

antworten.
Beide wurden zu 300 Mark Geldſtrafe und Zahlung

vrr Koſten des Verfahrens rerurteilt.
Die Verhandlung gegen den Arbeiter Richard Bartr-

nieck, der im Kriege geweſen iſt und Auszeichnungen er-
hielt, wurde ausgeſetzt. Der Angeklagte ſoll ſich bei
Helfta an einem Gefecht gegen die Schupo beteiligt haben,
wobei er einen Schuß in den Arm davontrug. Entgegen
ſeinen Angaben bei der erſten Unterſuchung beſtreitet Vart-
nieck heute an entſchieden eine Beteiligung an Kampf-
handlungen. Man wird mit der Zeit mißtrauiſch. Wie
kommen denn alle die belaſtenden Momente in die
erſte Ausſage vor der Schupo hinein und warum halten die

n ihre Ausſagen vor dem Gericht nicht euf-
recht? Hier iſt eben Redefreiheit, dort wurde wie wir
aus vielen Fällen gehört haben auf die Angeklagten ein
ſtarker phyſiſcher und pſychiſcher Zwangausgeübt.

Der Angeklagte Bennemann aus Bitterfeld, der in
Südweſtafrika kämpfte und auch im Kriege war, war einer
der Führer der Bitterfelder Aufſtändiſchen. Er
hat die Kriminalwacht meiſter Horſtmann und Eis
feſtnehmen und entwaffnen laſſen. Als zu derſelben
Stunde der bekannte Rathausſturm in Scene geſetzt wurde,ließ er die Beamten mehrmals an die Wand ſtellen und

g Kommando wie: „Schußfertig!“ „Feuer!“ uſw.
Lenn die beiden Wachtmeiſter nicht u wurden, ſo iſt

dies nur dem Dazwiſchentreten eines anderen vernünftigen
h der noch nicht ermittelt werden konnte, zu
verdanken.

Die als Zeugen anweſenden Wachtmeiſter Hartmann
und Eis geben an, daß mit den Bitterfelder Arbeitern ſich
gut reden ließ, daß nur Bennemann zu rigoroſem

orgehen aufgehetzt habe.
Der Staatsanwalt beantragt in Anbetracht der er-

ſchwerenden Begleitumſtände wegen vollendeten Land-
friedensbruches und Aufruhrs 8 Jahre Zuchthaus,
500 Mark Geldſtrafe und 5 Jahre Ehrverluſt.

Der Verteidiger, Herr Rechtsanwalt Dr. Starke,
nimmt von vornherein den von dem Zeugen geſchilderten
Sachverhalt an und konſtruiert nur aus den Tatbeſtands-
merkmalen und der pſychologiſchen Wirkung der Tat ent-
ſpringende Milderungsmomente für den An-
geklagten.

Das Gericht verurteilte Bennemann zu 1 Jahr
6 Monaten Zuchthaus. Von einer Aberkennung der Ehren-
rechte ſah man ab, da der Angeklagte nicht in ehrloſer
Geſinnung gehandelt hat.

Einen Bericht über den Stand der Ausſperrung im Baugewerbe
gab geſtern vormittag 10 Uhr im Volkspark der Geſchäftsführer
des hieſigen Bauarbeiterverbandes Brauns vor den etwa 1000
Ausgeſperrten, die für Halle in Frage kommen. Die Ausſperrung
iſt hier allgemein bis auf zwei Unternehmer, Kröber und

ammer, ausgedehnt worden. Die Kollegen Töpfer-Ham-
burg und Koch Magdeburg ſind nach Berlin gefahren, um im
Wirtſchaftsminiſterium zu verhandeln. Ueber das Ergebnis dieſer
Verhandlungen wird morgen abend 7 Uhr im Volkspark Bericht
erſtattet. Koll. Brauns brachte zum Ausdruck, daß wenn hier
in Halle verhandelt wird, die halleſchen Bauarbeiter nicht unter
dem Vorſitz eines „Unparteiiſchen“, wie Herrn Finger, tagen
werden.

So weit der Bericht. Nun müſſen wir su einer anderen
Aeußerung des Herrn Brauns Stellung nehmen. Dieſer ſagte:
„Es iſt gut, daß jetzt die Einigkeit unter unſeren Gewerkſchafts-
mitgliedern herrſcht. Was die Zukunft bringt, müſſen wir ab-
warten!“ Was Herr Brauns damit meint, erſcheint etwas
ſchleierhaft. Warum will er auch in Zukunft nicht die Einigkeit?
Hat er nichts gelernt?

Alles im Jntereſſe des Vaterlandes.
„Die politſche Haltung der „Allgemeinen Zeitung für

Mitteldeutſchland wird ausſchließlich beſtimmt von
Nationalbe wußtſein und vaterländiſchem
Empfinden allen Dingen und Ereigniſſen gegenüber, die in
unſeren Geſichtskreis treten.“

Mit dieſem prächtigen Leitſatze hat ſich geſtern morgen eine
neue (7) Zeitung in Halle eingeführt. Nein, doch nicht neu, denn
aus allen Spalten grinſt die politiſche Tendenz des bisherigen
Stinnesorgans, der „Halliſchen Allgemeinen Zeitung“, hervor. Die
mit ſoviel Tamtam in die Oeffentlichkeit getretene Zeitung gleicht
darin und in ihrer ganzen Aufmachung dem Leib und Magen-
blatte des Kapitalmonarchen von Deutſchland und iſt ſcheinbar nur
eine neue Filiale der in Berlin erſcheinenden „Deutſchen Allge
meinen Zeitung“.

Wie ſehr nun die „Allg. Ztg. für Mitteldeutſchland“ den
„vaterländiſchen Wiederaufbau“ fördert und das „Jntereſſe des
Vaterlandes“ wahrnimmt, worüber ſie doch ſo ſchön zu ſchreiben
weiß, iſt mit voller Deutlichkeit aus ihrer Stellungnahme zur Ent-
waffnung in Bayern zu erſehen: Sie ſchreibt:

„Herrn v. Kahrs Erklärung iſt in mehr als einer Hinſicht
bedeutſam. Man wird es dem Miniſterpräſidenten hoch anrech-
nen müſſen, daß er unentwegt den einmal eingenommenen
Standpunkt vertritt, ohne die Gefahr zu achten, in die
er dadurch mit ſeinem Kabinett gerät. Jn Berlin ſitzt eine Re
gierung, die in dieſer Hinſicht nicht Skrupel noch Zweifel pla
gen. Jhr ſind ſchöne Worte die Hauptſache, an der Jſar aber
erklärt man, daß man ſich zu politiſchen Schiebergeſchäften nicht
hergibt, ſondern auch jetzt noch um ſeine Einwohnerwehren
kämpft.“

Was ſchert es dem Stinnesblatte, wenn Deutſchland durch
Richterfüllung ſeines Entwaffnungsverſprechens außenpolitiſch und
innenpolitiſch einer ſchweren Kriſe entgegengeht, die für den Be-
ſtand des Reiches eine Kataſtrophe bedenten kann? Ein recht
eigenartiges Vaterlandsgeſihl das ſicher kundgibt.

Die Verwaltung der ſtüdt. Gas und Wafferworke, welche noch
über einen gröheren BVeiſtand an zweiflammigen Gaskochern, an
Gasplätten und an Hängelicht-Zuglampen verfügt, will dieſen zur
Hebung des Gasabſatzes hutzbar machen und ſtellt dieſe Gas-
gebrauchsgegenſtände deshalb ihren Gasverbrauchern gegen mäßige
Monatsmiete zur Verfügung. Die Mäie 5beträge ſind ſo bemeſſen,
daß die entliehenen Gegenſtände nach 24monatlicher, ununter-
brochener Mietszahlung ohne weiteres in das Eigentum der
Mieter übergehen. Jntereſſenten wollen ſich zur Entgegennahme
der Bedingungen und zur Ausfüllung des Antragsvordruckes
während der Dienſtſtunden an die Verwaltung, Unterplan 12,
wenden.

Beſchäftigung Kriegsgefangener. Wie aus
laſſe des Reichsminiſters des Jnnern vom

einem Er-
Mai (II B4036) hecvorgeht, wird die Erfaſſung der noch im Lande zer-

ſtreuten Gefangenen und ihre Abbeförderung in die Lager
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auch weiterhin mit Nachdruck betrieben werden. Ausge-
nom men hiervon ſind lediglich die deutſchſtämmi-
gen ruſſiſchen Kriegsgefangenen; dieſe können weiterhin
auf ihren Arbeitsplätzen verbleiben. Bei
Zweifeln über die Deutſchſtämmigkeit wecden Anfragen
beim Fürſorge-Verein für deutſche Rückwanderer (Zweig-
ſtelle Magdeburg, Hindenburgſtr. 17) empfohlen.

Volkshochſchule. Wegen längerer Beurlaubung des Herrn
Studienrat Haas finden die nächſten Vorleſungen der Vortrags-
reihe V „Sturm und Drang“ erſt am 1., 8., 15., 22. und 29. Sep-
ſage d. J. von 8—-9 Uhr abends im Hörſaal 19 der Univerſität

att.
Stadttheater. Heute, Donnerstag, abend 74 Uhr geht „Ma-

dame Butterfly“ (die kleine Frau Schmetterling) in Szene. Frei
tag gelangt das mythiſche Gedicht „Kain“ von Anton Wildgans
zur Erſtaufführung. Sonnabend „Drum prüfe, wer ſich ewig
bindet“ (Don Pasquale). Sonntag nachm. 3 Uhr wird als Volks
vorſtellung bei kleinen Preiſen das Kindermärchen- Luſtſpiel „Rot
käppchen“ gegeben. Sonntag abend „Ariadne auf Naxos“, Mon-
tag „Lohengrin“.

Stadttheater. Die Oper bereitet zur Zeit den „Roſenkavaliex“
von Richard Strauß vor, das Schauſpiel: „Prinz Friedrich v
Homburg“ von Kleiſt und „Nachtaſyl“ von Gorki.

„Kain“, das neue Drame von Anton Wildgans, wird am
Freitag im Stadttheater zur Erſtaufführung kommen. Anton
Wildgans, der ſich durch die Dramen „Armut“, „Liebe“, „Dies
irage“ in die vorderſten Reihen der jüngſtdeutſchen Dramatiker ge-
ſtellt hat, iſt zur Zeit Direktor des Burg-Theaters in Wien.
„Armut“ und „Dies irage“ (als Uraufführung) wurden in Halle
aufgeſührt. Das neueſte Werk, ein mythiſches Gedicht nennt er
es, bedeutet innerhalb ſeines Schaffens einen weiteren Aufſſtieg
zu großliniger einheitlicher Stiliſierung.

Jm Thalia-Theater gelangt am Sonntag abend 726 Uhr der
Schwank „Die ſpaniſche Fliege“ von Arnold und Bach zur Auf—-
führung.

Sinfoniekonzert. Das ſ. Z. infolge der Unruhen verſchobene
Sinfoniekonzert des „Beamtenorcheſters“ (66 Muſiker) zum Beſten
der Halleſchen Studentenſchaft findet nunmehr Freitag, 3. Junt,
abends 8 Uhr in der „Saalſchloßbrauerei“ ſtatt. Es kommen
Ouvertüren von Weber und Wagner, die HMoll (unvollendete)
Sinfonie von Schubert und das Violinkonzert von Mendelsſohn
zur Aufführung. Als Soliſt iſt der hier beſtens bekannte Konzert-
meiſter E. Müller gewonnen. Die Leitung liegt in den bewähr-
ten Händen des Dirigenten A. Keßler.
behalten ihre Gültigkeit.
Alte Promenade l1a.

Bereits gelöſte Karten
Weitere Karten bei Reinhold Koch,

Ammendorf. Aus der Gemeindevertretung. Am
Freitag, den 27. Mai fand im Teichmannſchen Lokale die Ge-
meindevertreterſitzung ſtatt. Vor Eintritt in die Tagesoronung
verlas der Gem.- Vorſteher Rothe die Einladung zum Preuß.
Landgemeindetog Als Delegierter nimmt der Gem. Vorſteher
daran teil. Gem.- Vertreter Paech (Bürgerl.) ſtellte die An-
frage, ob die Gemeindevertretung einen Antrag um Verſetzung inHrtsklaſſe Halle unterſtützen würde. Dem wurde zugeſtimmt.
Auch wurde über die amtlichen Bekanntmachungen der Preis-
prüfungsſtellen ſcharfe Kritik geübt, da die Lebensmittelpreiſe in
Ammendorf höher ſind als in Halle. Gem.-Vertr. Pilger
(Kom.) beſpricht die große Arbeitsloſigkeit in Ammendorf. Es
wurde folgende Reſolution angenommen: Die Gemeindevertretung
wolle baldigſt einen Arbeitsnachweis in Ammendorf einrichten.
Antrag Wollmann (Kom.): Der Gemeindevorſtand wolle vein
Kreisausſchuß und dem Arbeitsamt Halle vorſtellig werden, eine
Zweigſtelle des Kreisarbeitsnachweiſes in Ammendorf einzurich-
ten. Der Antrag wurde einſtimmig angenommen. Darauf er-
folgte die Wahl des Ausſchuſſes beim Finanzamt für den Steuer
bezirk Ammendorf. Es wurden folgende Herren gewählt: Land-
wirt Franz Diettrich, Landw. Albin Lindner, Fabrikbeſ. Druck
lauff und Otto Bergmann, Kaufmann Schurig und Träger, Ge
werbetreibender Schloſſermeiſter Blumentritt und Bärwald, Ren
tier Teichmann und Willy Lindner, Angeſtellte Hans Mahl
mann und Konſchoreck, Lehrer Paech und Poſtaſſiſtent Wentſch
und die Arbeiter Koblenz und Budig. Bemerkenswert iſt es, daß
alle Vorſchläge von den Bürgerlichen gemacht werden mußten, da
die komm. Vertreter ablehnten.
ſchuſſes, wonach die Beſchwerde der Gemeinde gegen die Nicht-
beſtätigung des erſten Schöffen Denkewitz abgelehnt wird, kam zur
Kenntnis und es wurde beſchloſſen, die Stelle in der „Tribüne“
und der Schwarzeſchen Vakanzenzeitung auszuſchreiben. DerVerpachtung einer Geweindewieſe an Herrn Schmidt, Gendorfer

Straße, für die Zeit bis zum 31. 10. zum Preiſe von 80 Mk.
wurde zugeſtimmt. Die Elſterbrücke in der Burgſtraße iſt repa-
r n und es wurde beſchloſſen, die Reparatur zum Preiſe
von 4000 Mk. ausführen zu laſſen. Desgleichen wurde die An
fertigung eines Schrankes für die Lehrerbibliothek in Schule J
zum Preiſe von 800 Mk. genehmigt. Die Malerarbeiten der Ge-
meindegebäude Mühlberg 12 und Brauhausſtraße wurden nach
erfolgter Ausſchreibung dem Malermeiſter Huſter zugeſprochen.
Da die Regulierung der Ortsgrenze in Planena großen Schwie-
rigkeiten begegnet, ſoll dieſelbe auf ſich beruhen bleiben. Am
1. 6. wird die Milch- und Butterwirtſchaft frei. Die Gemeinde-
vertretung genehmigte den Vorſchlag des Gemeindevorſtandes,
welcher wie folgt lautet: Die Händler erhalten Erlaubnisſcheine
und verpflichten ſich Kundenliſten einzuführen. Bei Unregel
mäßigkeiten wird der Verkauf von Milch entzogen. Darauf wurde
die Sitzung geſchloſſen.

Bruckdorf. Großfeuer. Jn den Anlagen des Bruckdorf-
Nietlebener Bergbauvereins, Grube Alwiner Verein, brach in der
vergangenen Nacht ein Großfeuer aus, dem große Werte, vor
allem Oelvorräte, zum Opfer fielen. Etwa 20 Sopritzen, darunter
auch halleſche, waren von 410 Uhr bis 2 Uhr nachts täte

e.

Provin; und Umgegend

Das éteuerrecht der Gemeinden.
Den Gemeinden (Gemeinderverbänden) ſollen, wie in der Frei

tagsſizung des Preußiſchen Staatsrates mitgeteilt wurde, bis zur
abſchließenden Verteilung der Steuerquellen zwiſchen Reich, Staat
und Gemeinden ſchon in allernächſter Zeit durch geſetzliche und Ver-
waltungsmaßnahmen weſentliche Unterſtützung gewährt werden.
Dieſe Unterſtützung ſoll nach der Erklärung des Miniſters des
Jnnern Dominicus in folgendem beſtehen.

Erſtens durch den in Vorbereitung befindlichen Runderlaß über
indirekte Steuern, der auf dem den Gemeinden bereits jetzt rechtlich
zuſtehenden Gebiete der indirekten Veſteuerung zum Teil neue
Wege weiſen will, und er auch die Wohnungsluxusſteuer behandelt,
deren Rechtsunterlage erſt durch die Novelle zum Kommunal-
abge dengeſetz geſchaffen werden ſoll.

Zweitens durch Verhandlungen mit dem Reichsfinanzminiſter,
um beſtimmte Richtlinien aufzuſtellen, bei deren Einhaltung bei
Erhebung direkter und indirekter Steuern die Landesfinanzämter
nicht zur Einſpruchserhebung berechtigt ſein ſollen. Den Gemein-
den werden ein größerer Spielraum für ihre Entſchließungen und
eine außerordentliche Beſchleunigung ihrer ſteuerlichen Maßnah-
men geſichert.

Der Beſchluß des Bezirksaus-



Drittens durch eine Novelle zum Kommunalabgabengeſetz,
deren Vorlage an den Staatsrat in etwa zwei Wochen erfolgen
ſoll, und aus der folgende Punkte hervorzuheben ſind:

a) Einführung von Verwaltungsgebühren,
Erweiterung der Beitragspflicht zu gemeindlichen Ver-
anſtaltungen,

e) Abänderungsmöglichteit für Steuervereinbarungen, die vor
dem 1. Januar 1919 getroffen ſind. 13 und 43 K. A. G.)
ausdrückliche Zulaſſung der rückwirkenden Kraft für ſolche
Steuerordnungen, die an Stelle von gerichtlich aufgehobenen
Steuerordnungen treten,
möglichſte Erſchließung neuer Steuerquellen für die Kreiſe
und Provinzen, damit dadurch deren durch Umlage auf die
nachgeordneten Verbände zu deckender Steuerbedarf nach
Möglichkeit verringert wird. Es ſind zu erwähnen: bezüglich
der Provinzen: Beſchleunigung des Fahrzeugſteuergefetzes,
Jerhandlungen mit dem Finanzminiſter über die Dotationen;
bezüglich der Kreiſe: Zulaſſung der Erhebung indirekter
Steuern unter voller Wahrung der Jnftereſſen der kreisange-
hörigen Gemeinden (Viehſteuer).

wangerhauſen-- Mansſelder See und Gebirgskreis.
Eisleben. Aus der Parteibewegung. Die am Mon

tag abgehaltene Monatsverſammlung war wiederum verhältnis-
mäßig gut beſucht, namentlich auch von unſern Genoſſinnen und
mehreren Gäſten Letztere bekunden ein regeres Jntereſſe für unſere
Parteibeſtrebungen. Nach Bekanntgabe der vier Punkte umfaſſen-
den Tagesordnung durch Gen. Elsner, referierte zuerſt Genoſſe
warteiſekretär A. Müller in ausführlicher Weiſe über den

tand der politiſchen Lage, ferner über die Regierungsbildung,
ndergerichte uſw., des weiteren über das Ergebnis der in Halle

abgehaltenen Bezirkskonferenzen. Fortfahrend ſpeach Genoſſe
Strauß noch über dieſe Punkte, insbeſondere aber eingehender
über Preſſeangelegenheiten.. Die bereits gewonnene Leſerzahl für
die „Volksſtimme“ ſei durch eine planmäßige Agitation weſentlich
im Wachſen begriffen Ueber Gewerkſchaftsfragen verbreitete ſich
des längeren Gen. Hendrich. An alle dieſe ſachkundigen Aus
führungen ſchloß ſich eine lebhafte Ausſprache an. Bei Be-
ſorechteng der kommunalen Angelegenheiten wurde unſern Ver-
tretern im Stadtparlament dringend geraten, dahin zu wirken,
daß durch teilweiſe Verlegung der noch in den Volksſchulen unter-
gebrachten Schutzpolizei in andere Raume des Skadtbezirks, die zu
Klagen Veranlaſſung gebenden Schwierigteiten beim Unterricht
der Kinder endlich in Fortfall kommen müſſen. Fünf anweſende
Stadträte bezw. Stadtrerordnete ſagten zu. ſchleunigſt dafür ſorgen
zu woilen, daß die berechtigten Wünſche der Volkskreiſe ihre Be-
achtung und Erfüllung finden ſollen.

Helſta. Brotmarken. Am Freitag. den 3. d. findet
die Ausgabe der Brotmarken ſtatt. Um pünktliches Abholen wird
erſucht. Für nicht pünktliches Abholen wird eine Erinnerungs-
zebühr von 50 Pfg. erhoben.

Naumburg--Eckartsberga.
Wiehe. USPD. -Stadtverordnete in der letzten

Sitzung des Stadtparlaments. Jn der letzten Sitzung
der Stadtverordneten wurde vom Magiſtrat bekannt gegeben. daß
;4 000 Mt. Erſparniſſe an elektriſchem Strompreis im letzten hal-
ben Jahre gemacht wurden, welche laut Antrag ſo verwendet werden
ſollten, daß 15 900 Mk. dem Reſervefonds der elektriſchen Anlagen
und 19 000 Mk. der Kämmereiktaſſe zufielen. Stadtv. Beck (USP.)
ſtellte den Antrag den zuviel gezahlten Strompreis zurückzuzahlen
oder auf die Waſſerſteuern zu verrechnen, wodurch die Einwohner
unſeres Städtchens von jeder Zahlung der Waſſerſteuern befreir
würden. Dieſer Antrag wurde glatt abgelehnt, da ſogar ſeine
beiden Parteigenoſſen dagegenſtimmten. Wir fragen uns, ob
keiner dieſer 3 Arbeitervertreter auf den naheliegenden Gedanken
tam, in Anbetracht der hier herrſchenden großen Wohnungsnot,
den Antrag zu ſtellen, beſagte 34 000 Mk. als Baufond zum Bauen
von Wohnhäuſern zurückzuſtellen? Aber zwei derſelben nd Haus-
beſitzer und wie könnten ſolche Herren die Jntereſſen der Arbeiter
vertreten? Darum Volksgenoſſen von Wiehe, lernt aus dieſem
Beiſpiel, tretet der SPD. bei, welche jederzeit für eure Jnter-
eſſen eintritt, damit wir bei den in dieſem Jahre ſtattfindenden
Stadtverordnetenwahlen die wahren Arbeitervertreter ins Stadt-
varlament entſenden können.

Torgau Liebenwerda--Schweinitz.
Torgau. Die Hauptſache vergeſſen. Unſer liebes

Kreisblättchen bringt unter der berühmten Ueberſchrift: Anſtatt
vieler Worte: 1913 Tuberkuloſe- Todesfälle 40 000, 1918 Tuber-
tuloſe- Todesfälle 90 900. Jetzt in einem Jnduſtrieort von 176 unter-
ſuchten Schulkindern: geſund 49, ſkrofulös 81, tuberkulös 46.
Weiter bringt das Blatt nichts. Wir bedauern dies außerordent-
lich, denn bei der ſonſtigen Gründlichkeit des Blattes vermiſſen wir
den Zuſatz: „Und dieſes namenloſe Elend hat der alldeutſche
Kriegstaumel, für den wir ſtets propagierend eingetreten ſind,
hervorgerufen.“ Warum fehlt dieſer Zuſatz. Herr Redakteur?

Hohenleipiſch. Sabotage der Bürgerlichen im
Gemeindeparlament. Am Sonntag, den 29. Mai, fand
eine öffentliche Sitzung der Gemeindevertretung ſtatt. Vor Ein-
tritt in die Tagesordnung erhob der Gemeindevertreter Ritter
Einſpruch gegen die Rechtsgültigkeit der Sitzung, da nach ſeiner
Meinung die Sitzung am 22. Mai hätte abgehalten werden müſſen.
Es waren am 22. 5. 5 Gemeindevertreter, 2 Schöffen und der
Gemeindevorſteher, zuſammen 8, anweſend. Da unſere Gemeinde-
vertretung jedoch aus 16 beſteht oder beſtehen müßte, ſo daß die
Mehrheit 9 beträgt, wurde die Beſchlußfähigkeit am 22 5. ange-
zweifelt. Es wurde die nächſte Sitzung auf Sonnabend, den 28.,
abends 8 Uhr anberaumt. Da ſchon den meiſten anweſenden
Gemeindevertretern bekannt war, daß einige nicht anweſende
Herren Stoff haben wollten, um gegen die Beſchlüſſe Beſchwerde
zu führen, zumal ſchon am 22. Mai vom Vertreter Ritter ange-
2weifelt wurde, daß der Schöffe Töpfer berechtigt wäre,, an der
Sitzung teilzunehmen Würde dem Antrag auf Abhaltung der
Sitzung am 22. 5. ſtattgegeben worden ſein, ſo wäre ſicher gegen
dieſe Beſchlüſſe Einſpruch erhoben worden. Zu bewundern ift je
doch, daß der Vertreter Ritter als Vorſitzender des Schulvor-
ſtandes am Freitag, den 27. Mai, alſo einen Tag vorher, den Ge-
meindevorſteher Haacke als Vertreter der Gemeinde mit zur Schul-
rorſtandsſitzung geladen hat und an den Beratungen mit teil-
nehmen ließ. Am andern Tage ſtellte er in der Gemeindevertreter-
ſitzung die Behauptung auf, der Gemeindevorſteher hätte kein
Recht mehr, an den Sitzungen teilzunehmen. Soviel der Gemeinde-
vertreterſitzung bekannt iſt, iſt der Gemeindevorſteher Haacke vom
Landratsamt angehalten, bis zur Neuwahl die Geſchäfte weiter-
zuführen. Der 1. Schöffe iſt beſtätigt und auch vereidigt. Der
Einſpruch des Vertreters Ritter wurde aus dieſem Grunde abge-
lehnt. Daraufhin verließ der bürgerliche Vertreter Ritter und
der bürgerliche Schöffe Waſſerslebe (alſo die als Krakehler
kannten Reaktionäre. D. R.) die Sitzung. Die anderen zwei hatten
ſich gedrückt, ſie ſchützten ihrer Entſchuldigung Verſammlung
des Landwiriſchcftlichen Vereins vor, wo ſie erſcheinen müßten.
Es wurde nun über folgendes verhandelt: 1. Der Wahelteptan,
welcher mit 158 694 M. balanziert, wurde gut geheißen; 2.

0

M.

r as
Geſuch der Grube Gotthold wegen Ueberquerung des alten Lieben-

Senlt an die Kreistagswahlen im 6eelreis!
Genoſſen bereitet den Sieg der ſozialdemokratiſchen

Liſte, die mit dem Ramen 6chol z beginnt, vor!

werdaer Weges mit einer Gleisanlage wurde genehmigt: 3. einem
Antrag der Fererwehr, den Pfuhl an der Kirche nicht zuſchütten
zu laſſen, ſondern auszubeſſern. da bei Feuersgefahr ſtets am Orte
Waſſermangel iſt, wurde zugeſtimmt; bewilligt wurden 192 M
zur Beſchaffung eines Seiles. Der Turnverein „Gut Heil“ hatte
ein Geſuch eingereicht wegen Erlaß der Billetſteuer zum Bezirks-
turnfeſt, da der Reingewinn zur Beſchaffung eines Sportplatzes
dienen ſollte, welcher allen Vereinen zur Verfügung ſtehen und an
welchen ein Heldenheim anſchließend geſchaffen werden ſoll. Es
wurde beſchloſſen, die Steuer zu erlaſſen. 5. Ein Antrag von drer
Beſitzern wegen Ueberlaſſung von Gemeindeland wurde zurück
geſtellt. Ein Antrag des Gemeindevorſtehers, den Schöffen
Waſſerslebe wegen verſchiedener Handlungen ſeines Amtes zu ent-
heben, wurde abgelehnt mit dem Hinweis, beim Landratsamt den
Antrag zu ſtellen.

Großthiemig. Einbruchsverſuch. Am 3Z1. Mai abends
9 Uhr verſurhte ein junger 20jähriger Mann bei dem Landwirt
Hermann Grafe die Wohnung zu plündern. Grafe kehrte noch
rechtzeitig vom Feld zurück und ſtörte den Einbrecher bei der
„Arbeit“ Dieſer flüchtete durch ein Fenſter. Ein Fahrrad, das
der Einbrecher ſchon anderweitig geſtohlen hatte, trug ihn ſchnell
von dannen. Einige Rachbarn unternahmen ſofort mit Fahr-
rödern die Verfolgung und in kurzer Zeit wurde er der Behörde
zum Abtransport übergeben. Ein Revolver mit Munition wurde
ihm ab genommen.

Beuterſiz. Maßnahmen betreffs des Arbeits
mangels. Unter Leitung des Gen. Vogl und im Beiſein des
Amtsvorſtehers Gen. Sperling-Wildgrube fanden mit der Direk-
tion der Beuterſiter Kohlenwerke und dem Betriebsrat eine
größere Sitzung ſtatt, in der beſchloſſen wurde, wegen des herrſchen-
den Abſatſtillſtandes alle ausländiſchen Arbeiter abzukehren, da-
mit eine Arbeitsloßgkeit bei den ortseingeſeſſenen Arbeitern, die
bereits einige Feierſchichten pro Woche einlegen müſſen, verhindert
wird. Jm Anſchluß an die Beſprechung wurde der Straßenneu-
bau Wildgrube- Beuterſitz Koblenwerke beſichtigt. Wenn der
Kreis Luckau die Straße Tröbitz--Kreisgrenze ausbaut, dann will
auch der Kreis Liebenwerda die jetzt neugebaute, obengenannte
Straße dis zur Kre (ca. 600 Meter) verlängern:; dadurch
würde eine neue und tadelloſe Verbindung geſchaffen, die beſonders
den zur Arbeitsſtätte bei der Grube Radſahrenden, wie auch den
Kohlenfuhrwerken zu Gute käme.

reisgrenze
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Gewertſchaftliches
Die Tagung der deutſchen Vergarbeiter.

Gießen, 30. Mai.
Zweiter Verhandlungstag.

Jn der heutigen Sitzung wurden zunächſt noch eine Reihe Be-
grüßungsanſprachen entgegengenommen. Die Grüße der Bexg-
arbeiter der Tſchechoflowatiſchen Revublit überbrachte Pohl-
Teplitz. Die dortigen Bergarbeiter ſtänden in einer Kriſe. Aus
der Kohlennot ſei ein Kohlenüberfluß geworden. Die Regierung
habe wohl die Sozialiſierung des Bergbaues in ihr Programm
aufgenommen, aber noch nichts getan. Jetzt wolle ſie auf das
Drängen der Organiſation eine Probeſozialiſierung vornehmen.
Für die holländiſchen Bergarbeiter ſprach De wet- Holland.

Umbreit- Berlin begrüßte die Generalverſammlung
namens des ADGB. Werner- Berlin überbrachte ein herz-
liches Glückauf vom Bund der techniſchen Angeſtellten und Beam-
ten. Rudolph- Eſſen ſpricht für den deutſchen Werkmeiſter-
rerband, und Oſterroth- Berlin bringt die Grüße des Reichs-
wirtſchaftsminiſters Robert Schmidt. Dieſer ſei ſich bewußt,
daß er das Vertrauen der Bergarbeiter brauche, um ſeine Wirt-
ſchaftspläne durchzuführen. Die Annahme des Ultimatums zwinge
zu großen Opfern, aber nicht nur die Bergarbeiter, ſondern alle
müſſen Opfer bringen. Die Erfüllung des Ultimatums kann nur
durchgeführt werden durch eine entſprechende Umſtellung unſerer
Wirtſchaft. Richt Abbau der Löhne, ſondern Ein griffin die
Subſtanz des Volksvermögens. Darum braucht gerade
der fozialiſtiſche Miniſter die Unterſtützung der Bergarbeiter.

Hierauf gab Löffler-Berlin einen Situationsbericht
über Oberſchleſien. Dieſes berge 107 Millionen Tonnen
Kohlen, nach denen die Polen ſtreben. Auf Grund des Selbſt-
beſtimmungsrechts der Völker habe Polen kein Anſpruchsrechts auf
Oberſchleſien: Oberſchleſien müſſe ungeteilt im Rahmen des Deut-
ſchen Reiches bleiben. Das Abſtimmungsergebnis wäre ohne den
Terror der Polen viel günſtiger für Deutſchland geweſen. Löffler
beſpricht dann die Aufſtände in Polen und begründet hierzu eine
Sympathie- Kundgebung für Oberſchleſien, in der es
heißt

„Die Generalverſammlung des Verbandes der Bergarbeiter
Deutſchlands vermißt auf das Schmerzlichſte die gewählten Dele-
gierten der oberſchleſiſchen Mitglieder, die durch den bewaffneten
Aufſtand volniſch-nationgkiſtiſcher Korfanty-Banden am Erſcheinen
verhindert werden.

Die Generalverſammlung entbietet den von roher Gewalt heim-
geſuchten oberſchleſſchen Mitgliedern und ihren Angehörigen die
herzlichſten Grüße, verbunden mit dem heißen Wunſch, daß die
Beſazungsmächte die übernommenen völkerrechtlichen Pflichten er-

füllen der polniſch-chauviniſtiſchen Gewalt-
herrſchaft mit allen Mitteln entgegengetreten,
Eigentum der bedrohten Bevölkerung zu ſchützen
rdnete Zuſtände im Anfſtandsgebiet herzuſtellen.

Die Generefverſammlung erklärt, daß die übernommenen
finanziellen Laſten von Deutſchland nur erfüllt werden können,
wenn die wohlha benden Volkskreiſe zu den größ
ten Opfern herangezogen werden und ihm das obperſchleſiſche
Abſtimmungasgebiet zugeſorochen wird. Würde das oberſchleſiſche
Jnduſtrierevier Polen zuerkannt, ſo wäre das nicht nur für
Deutſchland, ſondern für die europäiſche Wirtſchaft eine empfindliche
Schödigung. Ohne die oberſchleſiſchen Rohſtoffquellen iſt eine
wahrhafte Erfüllung des Friedensveortrages und der ſich aus ihm
ergebenden Laſten unmöglich.

Um dem Frieden der Welt und ihrem vollen Wiederaufbau
zu dienen, und unter Hinweis auf das feierlichſt verkündete Selbſt
beſtimmungsrecht der Völker und das Ergebnis der oberſchleſiſchen
Volksabſtimmung belundet die Generalverſammlung, daß, wenn
nicht die Gewalt, ſondern nur das Recht triumphieren ſoll, Ober
ſchleſien ungeſchmälert bei Deutſchland belaſſen werden muß.“

Stim-

und
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und wieder ge

Die Genergilnerſamlung ſtimmte ohne Debatte gegen
men (Pfui-Rufe) der Reſolution zu
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Hierauf erſtattete
den Geſchftodericht

und zwar den allgemeinen Teil Huſe-mann Bochum. Es ſind drei Vorſtandsmitglieder, darunter der
frühere Vorſitzende Sachſe, ausgeſchieden. Huſemann dankt
namens der Generalverſammlung dieſen Vorſtandsmitgliedern für
ihre langjährigen treuen Dienſte für den Verband. Jm Laufe der
Berichtsperiode ſind hohe Anforderungen an die Verbandsleitung
und an die Organiſation geſtellt worden. Die Gewerkſchafts-
taktit war Gegenſtand ſchärfſter Auseinanderſetzungen. Die
Kampfesweiſe von der ſogenannten Oppoſition war nicht nobel und
anſtändig Der Redner beſprach dann die wirtſchaftlichen Ver
hältniſſe im Bergbau, den Friedensvertrag von Verſailles, das
Kohlenabkommen von Spaa mit ſeiner Pflichtleiſtung von 2 Mill.
Tonnen monatlich; das Diktat von Paris und das Ultimatum und
deſſen Annahme durch die Regierung. An den allgemeinen wirt-
ſchaftlichen Vorgängen und ihren Begleiterſcheinungen konnten die
Gewerkſchaften nicht mit zugebundenen Augen vorübergehen. Die
Gewerkſchaften konnten keine Kataſtrophenpolitik betreiben; ſie
mußten Rückſicht nehmen auf das Volksganze. Bedauerlich
ſei, daß die Sozialiſierungsfrage nicht zu einem einiger
maßen annehmbaren Abſchluß gekommen ſei. Der Verband hat
alles getan, um die Sozialiſterung zu fördern.

Huſemann ging hierauf ausführlich auf die verſchiedenen Stim-
mungen im Verband ein, und fand die ſtärkſte Zuſtimmung der
Generalverſammlung, als er gegen die Zerſplitterungsverſuche
Front machte. Er wandte ſich mit Schärfe geen die Spaltungs-
beſtrebungen der Moskauer und teilte mit, daß 131 Kameraden in
der Mitgliederliſte gelöſcht worden ſind, weil ſie den Verband zu
einem parteipolitiſchen Anhängſel machten und ihn unter das
Diktat von Moskau bringen wollte. Der Verband
müſſe von allen politiſchen Parteien und Religionsgemeinſchaften
völlig unabhängig daſtehen. Nur dann könne er ſeine
hohen Aufgaben erfüllen und allen Berufsgenoſſen dienen.

Zum Schluſſe ſeiner Ausführungen betonte Huſemann, der
Vorſtand habe in den letzten zwei Jahren mit Zähigkeit und Aus-
dauer gearbeitet und fich bei all ſeinen Maßnahmen von höchſtem
Pflichtbewußtſein leiten laſſen. (Lebh. Beifall.)

Der Vorſitzende Wald hecker gab hierauf Kenntnis von einer
telegraphiſchen Mitteilung aus Zeitz, wonach auf der Zeche „Glück
auf“ im Jdaſchacht einem Grubenunglück 17 Tote, darunter 14 Ver-
heiratete, zum Opfer fielen. Der Verbandstag nahm dieſe Nach
richt mit großer Bewegung auf und ehrte die Toten.

Jn der Nachmittagsſitzung wurden Spezialberichte zum
Geſchäftsebricht entegengenommen. Ueber die Tarif- und
Lohn bewegungen der beiden letzten Jahre verbreitete ſich
ſehr ausführlich das Vorſtandsmitglied Schmidt Bochum. Er
vetonte, ein Nachlaſſen des Kampfcharakters könne man in der
Zeit der Tarifverträge nicht verſpüren; die Kämpfe ſeien
weit ſchärfer geworden als früher. Mit Ausnahme
des Saargebiets würden die Kollegen in ganz Deutſchland
nach tariflichen Lohn und Arbeitsbedingungen arbeiten. Das ſei
ein weſentlicher Erfolg der Organiſation. Jm Saargebiet wäre
allerdings auch die Arbeitszeit länger, als in anderen Revieren.
Die Urſache liege in der Beſetzung. Der Streik könne nur als
letztes Kampfmittel in Frage kommen, wenn alle Verhandlungs-
möglichkeiten erſchöpft ſeien.

Ueber die Betriebsräte im Bergbau berichtete
Heſſe- Halle. Er gab in ſehr temperamentvoller Weiſe eine
Schilderung der Aufgaben der Betriebsräte. Hinter den Betriebs-
räten müßten geſchloſſen die Arbeiter der Belegſchaft und die
Organiſation ſtehen. Die Betriebsräte müßten aber auch den Mut
haben, den Maſſen zu ſagen, wie die Dinge liegen und dürften ſich
nicht allzuſehr von Stimmungen leiten laſſen. Redner begründete
vom Vorſtand vorgelegte Richtlinien für die Betriebsräte des
Verbandes.

Dann ſprach Thimm-Bochum über Bergmannsſied-
lungen. Er legte eine Entſchließung vor, die den Verſuch, die
Wohnungsnot durch Errichtung von Wohnungen zu beſeitigen, wo
bei zur Beſchaffung des Baukapitals Zuſchläge auf den Kohlen-
preis gelegt werden, als mißlungen anſieht. Erſtrebenswert ſeien
Bergmannsſiedlungen, die den kulturellen Anforderungen ent-
ſprechen. Das Ziel müſſe die Schaffung von Einfamilienhäuſern
mit Gartenland ſein. Die Errichtung ſozialer Baubetriebe ſoll
mit allen Mitteln unterſtützt werden.

Den Kaſſenbericht gab Bittner-Bochum und für die Re-
daktion berichtete Wagner-Bochum. Ueber die Jugendabtei-
lung des Verbandes gab Franz Oſterroth-Bochum einen Be-
richt und für den Kontrollausſchuß des Verbandes berichtete
Linke-Dortmund.

Damit war die Reihe der Berichterſtattungen bendet.
7

Blamable Niederlage der Kommuniſten.
Gießen, 1. Juni. Der Kongreß des Verbandes deut-

ſcher Bergarbeiter lehnte heute den kommuniſtiſchen Antrag
auf Anſchluß an die Moskauer Jnternationale mit über-
wältigender Mehrheit ab. 200 Delegierte ſprachen
ſich für das Verbleiben beim Amſterdamer Gewerkſchafts
bund aus; ſieben ſtimmten für Moskau.

er

Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zerle
h m Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelltgen,
gewerkſchaftlichen u. politiſchen Organiſotionen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

Lohn an der Linde.

der Genoſſin Röpert, „Die Aufgabe unſerer Partei und

Ortsverein. Sonnabend, den 4. Juni

er r Vortrag àie Frau.
Die Genoſſen und ihre weiblichen Angehörigen werden um ein voll
zähliges Erſcheineu erſucht.

Raumburg
Der Ortsvorſtand.

Freitag, den 3. Juni, abends 8 Uhr. imI. Ratskeler“, öffentliche Verſammlung
erwien-Berlin, ſpricht über das Thema „2. oder 3.

Internationale Genoſſinnen und Genoſſen ſorgt für guten Vejuch.
Der Vorſtand.

9 h Heute, Donnerstag. den 2. Juni, abends 8 Uhr, Zuſam-re na. menkunft in Gaſthof zur Erholung. Bildung einer
Ortsgruppe, Verſchiedenes. Genoſſinnen und Genoſſen erſcheint recht

zahlreich. Der Vorſtand.Lieh w Freitag, den 3. Mai, abends 9 Uhr, Mite en er gliederverſammlung. Genoſſe Man Kellebigau
ſpricht über „Die politiſche Lage Um zahlreiches Erſcheinen bittet

Der Vorſtand.
Sonntag, den 12. Jum, FrühlingsfeMansſeld (Stadt in Möällendorf, Kuchent in Jn n

Konzert, Geſangs und humor. Vorträge, Rezitationen. Deklamationen
und Tanz. Abmarſch 2 Uhr vom Karlsberg mit Muſik. Alle Mitglteder, nie die Genoſſen aus Leimbach. Großörner, Siersleben

und Freunde und Gönner nebſt Angehörigen ſind eingeladen.
Der Vorſtand.
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